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V o rwor t.

„Iustitia est constans ac perpetua voluntas,
ius suum ecenique tribuendi.“

Seit Cinführung der Strafproceßordnung für das deutche
Reich – 1. October 1879 ~ hat man mancherlei Bechwerden er-

hoben theils gegen die aus früheren Geseßgebungen übernommenen,
theils gegen die neu geschaffenen Bestimmungen derelben. Eine
wesentliche Neuerung der Strafproceßordnung beteht darin, daß
das Rechtsmittel der Berufung in den zur Competenz der Land-
gerichte gehörenden Strafsachen weggefallen it; dieser Punkt it es
namentlich gewesen, welcher seither zu vielen Klagen Anlaß gegeben
hat. In neuester Zeit it die Frage, ob es ich empfehlen würde,
die Berufung in landgerichtlichen Strafsachen wieder einzuführen,
zum Gegenstand wiederholter Erörterungen gemacht worden: Dem
Reichstag liegt ein vom Abg. Munttel gestellter „Antrag, be-
treffend Wiederhertellung der Berufungsintanz“ vor,
welcher ohne Zweifel den Anstoß zu einer eingehenden Berathung
der Berufungsfrage und damit zu einer Reviion rep. Abänderung
der Proceßordnung geben wird.

Eserscheint daher nicht überflüsig, die Gründe für und wider
die Berufung in Verbindung mit einer Prüfung derjenigen Be-
schwerden, aus denen das Verlangen nach Wiedereinführung einer
zweiten Instanz hervorgegangen ist, einer gedrängten Darstellung
und Besprechung zu unterziehen, um Klarheit darüber zu gewinnen,
ob sich eine Zulaung der Berufung in unserm heutigen Straf-
verfahren vom hitorichen, wienchaftlichen und practichen Stand-
punkt aus wird rechtfertigen laen bezügl. ob die Wiedereinführung
jenes Rechtsmittels den laut gewordenen Bechwerden wird Abhilfe
schaffen können. Verfaer hat es zu dem Behufe für nothwendig
erachtet, eine kurze Uebersicht der historischen Entwicklung der
Rechtsmittel vorauszuchicken und auch in den päteren Darlegungen
~ soweit es der bechränkte Raum gestattete ~ die zur Orientirung

unentbehrlichen Geeßesnormen, Vergleichungen, historichen und
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sachlichen Erläuterungen und sonstigen Nachweise beizufügen, so
daß man alles zu einer Beurtheilung der Frage Wisenswerthe
beiammen finden wird. Dies mag namentlich dem sich für die
Strafrechtspflege interessirenden Laien willkommen ein, da er
dadurch der Arbeit überhoben wird, aus den zahlreichen Gesetzes-
bestimmungen und der juritichen Literatur sich das zu einer Neber-
icht erforderliche Material müham zuammenznuchen.

Auf die deutchen Particular-Geetggebungen, sowie auf den
Entwickelungsgang ihrer Quellen it allerdings weniger ausführlich
eingegangen worden; es lag dies außerhalb uneres Planes, weil
durch eine auch nur gedrängte Zuammentellung der hierher ge-
hörigen Vorschriften derelben einerseits der Nebersichtlichkeit in er-
heblichem Maße Abbruch gechehen, andererseits ein näheres Ein-
gehen auf die preußiche Geekgebung, das ich schon in Rücksicht
auf den territorialen Umfang ihres Geltungsgebietes empfahl, un-
möglich geworden wäre. Aus denselben Gründen hat das fran-
zöiche Strafverfahren nureine bechränkte Aufnahme finden können;
es wird genügen, daß auf daelbe, soweit es der deutchen Geset-
gebung zum Muter gedient hat, an den betreffenden Orten, – wenn

thunlich mit kurzen Andeutungen ~ verwiesen worden ist.

Dies sind im Wesentlichen die Gesichtspuntte, welche für die
Bearbeitung des vorliegenden Werkchens maßgebend gewesen ind.
Bei Abfassung deelben hat uns, wie schon angedeutet, das Be-
streben geleitet, daelbe so einzurichten, daß nicht blos der Rechts-
kundige, ondern auch der gebildete Laie in die Lage verettt werde,
den einchläglichen Stoff zu überblicken, kim ich aus demselben ein
Urtheil über die Berufungsfrage bilden zu können, wobei natürlich
nicht nothwendig vorausgesett it, daß er der von uns veruchten
Löung derelben sich anschließt, rep. mit dem gefundenen Reultat
ich einverstanden erklärt. Ob wir das gesteckte Ziel erreicht haben,
mag eine nachichtige Kritik entcheiden; Verfasser wird mit seiner
Arbeit schon dann zufrieden sein, wenn dieselbe als Grundlage
eines gerechten Urtheils dienen kann. ~ das war ihr Zweck, und

in deen Erfüllung erblickt er vollauf seinen Lohn.
Berlin, am 15. Februar 1884.

Leo Horn.
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Rechtsmittel im römichen und älteren deutchen Recht.

Das römische Criminalrecht stand bei Weitem nicht auf jener
hohen Stufe der Entwickelung, wie das römiche Privatrecht; es
hat ich niemals zu einem vollständig gegliederten Rechtssystem aus-
gebildet. In Folge dessen war auch das Rechtsmittelytem bei den
Römern ein ehr einfaches und beschränktes. Zur geit der Repu-
blik gab es überhaupt kein ordentliches Rechtsmittel zur Anfechtung
eines Urtheils auf Grund materiellen Unrechts; die provoeatio ad
populum, welche allerdings eine völlige Wiederholung des früheren
Verfahrens erwirken konnte, trug einen durchaus politichen Cha-
racter: ie sollte nicht eine gerechtere Entscheidung herbeiführen,
sondern die Gewalt gewisser Beamten bechränken. Eigentliche
Rechtsmittel kamen ert auf, als mit dem Kaiserthum die republi-
caniche Gleichheit gefallen und eine Stufenfolge von niederen und
höheren Staatsbeamten mit dem Princeps an der Spitze geschaffen
war. Jett entwickelte ich auch ert die altrepublicaniche app ellatio
zu einem wirklichen Rechtsmittel des Civilproceses)); im Straf-
proceß war hingegen auch noch während der erten Kaiserzeit die
Berufung an das Staatsoberhaupt nur den Magitraten gegenüber zu-
lässig, welche auf Grund einer kaierlichenDelegation(vice sacra) Recht
prachen. Mit Erweiterung dieser Delegation wurde die Appellation
ein wesentlicher Bestandtheil des Strafverfahrens, das sich in dieser
Beziehung nur wenig vom Civilverfahren unterschied. Es bildete sich

!) Nov. 23. e. 4: „Quum non oporteat ad compares indices
appellationes reterri. sed a minore indicio in maius tribunal
ascendere.'“

)
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ein complicirter, ordentlicher Instanzenzug mit voller, reformato-
richer Wirkamkeit, sei es mit Hilfe der Gesetzgebung, sei es durch
die Auctoritas des Princeps vermöge einer tribunicichen und pro-
consularichen Gewalt. Abgesehen von den Urtheilen der präkecti
prätorio, welche von Constantin d. Gr. ab für inappellabel galten,
waren je nach Umtänden zwei oder drei Instanzen gestattet, wobei
bemerkt zu werden verdient, daß der Kaier als höchte und letzte
Intanz sich ursprünglich in denjenigen Strafsachen die Entscheidung
vorbehielt, welche vor dem Präfecten der Stadt, vor den Vicarien
und sonstigen iudices spectabiles verhandelt worden waren; später
(seit Theodoius II.) wurden für die beiden letten Fälle eine
beondere Commission (bestehend aus dem praekectus praetorio
und dem quaestor sacri palatii) eingeseßt; zur Zeit Jutinians
endlich blieben für die unmittelbare Cognition des Kaisers nur die
Erkenntnie des Präfectus Urbi reervirt. Die Appellation hatte
als ordentliches Rechtsmittel Suspensiv-Effect, sie stand beiden
Parteien frei und war an eine gesetzliche Frit (katale, Nothfrit,
welche nach Jutinian zehn Tage von Urtheilspublication an ge-
rechnet betrug) gebunden, ihre Verwerfung mit Suceumbenztrafe?)
bedroht. Das Appellationsgericht entschied ~ erforderlichen Falles
auf Grund einer erneuten Beweisaufnahme + über die Rechtmäßig-

keit des angefochtenen, erstinstanzlichen Erkenntnisses (pronuntiatur
appellationem iustam vel iniustam esse). Das Verfahren in den
Appellationssachen, welche dem Kaiser vorlagen, trug einen durch-
aus schriftlichen Charakter: die Acten gingen mit der Appellations-
schrift ec. an die kaiserliche Kanzlei; diese erstattete eine Relation,
auf Grund deren der Kaiser seine Entscheidung traf. Das an-
gefochtene (Erkenntniß konnte zu Gunsten und zu Ungunsten des
Verurtheilten reformirt, unter gewissen Umständen auch ohne Appel-
lation als nichtig aufgehoben werden?).

Das ältere deutche Proceßverfahren läßt die römische
Appellation, da das kanonische Recht sie recipirte, in ihren Grund-

2) Strafe für grundloses Apelliren.
?) Vergl. titt. Dig., quae sententiae sin e appellatione rescin-

dantur (49. 8), C., quando provocare necesse non est (7. 44).
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zügen noch erkennen, allerdings nur so lange das aceuatoriche
Princip die Oberhand behielt. Im Inquisitionsprocesse dagegen
hat sie sich nicht lange gehalten: das erte Project der 0.0. O.4)
vom Jahre 1521 zwarerklärte sie noch für zulässig, während die
„corrigirte Halsgerichts-Ordnung“ vom Jahre 1529 sie verwarf. So
finden wir in der O. 0. 0. vom Jahre 1532 das Rechtsmittel der

Appellation garnicht erwähnt, und die Doctrin späterer Jahrzehnte
lehrte sogar,

„daß der Inquisitionsproceß überhaupt ein ummariches
Verfahren darstelle, mit dessen Wesen die Appellation un-
verträglich sei."

Auch der sächsiche Jurist Carpzow (f 1666) verwarf die
Appellations), ohne damit ihre Nothwendigkeit zu bestreiten; er ver-
wies auf den „kavor publicae diseiplinae“, welcher erheiche, daß
die Strafe dem Verbrechen auf dem Fuße nachfolge und zugleich
auf das Rechtsmittel der „weiteren Vertheidigung“ (dekensio, später
remediumulterioris defensionis), welches dem Angeklagten aus-
reichenden Schutz gewähre.

Als sich später®) aber die Ansicht immer mehr Geltung ver-
chaffte, daß die Appellation im Criminalproceß eine weit berech-
tigtere Stellung fände als im Civilproceß, in welchem doch nur
über Vermögensrechte und nicht über die höher stehenden Güter
von Leib und Leben gestritten werde, kamdieses Rechtsmittel wieder
in Aufnahme, so daß der gemeine Strafproceß") zuletzt die

1) Constitutio eriminalis Carolina, beschlossen auf den
Reichstagen zu Augsburg und Regensburg: „Des allerdurchleuchtigsten
großmechtigten unüberwintlichten, Keyer Karls des fünfften, und
des heyligen Römischen Reichs peinlich gerichts ordnung."

*) Bened. Carpzov (w), practica nova imper. Saxon. rer.
erimin. p. HI. qu. 189: „Regulam formare hand veror: quod scilicet
hodie in processu ceriminali inquisitorio appellatio nequaquamsit
admittenda.“

") Zu Anfang dieses Jahrhunderts, seit Gro lman, Feuer-
bach u. a.

7) Abgesehen von der zulässigen Beschwerde gegen vorläufige Fest-
sezungen und der In integrum restitutio contra rem iudiceatam
(Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urtheil geschlossenen Ver-

*
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Appellation, die weitere Vertheidigung und die Nullitäts-
querel (Nichtigteitsbechwerde) aufweist, von denen die ersteren
beiden eine Abänderung der ersten Sentenz (iniqua) eventuell auf
Grund neuer Thatachen bezweckten, während die Nullitätsquerel,
die tets Devolutiv- und Suspensiv-Effect hatte, nur Aufhebung oder
Bestätigung des früheren Erkenntnisses herbeiführte. Die Appella-
tion (Provocation, Berufung), welche ebenfalls stets Devolutiv- und
Suspensiv-Effect hatte, war an betimmte Formen und Fristen ge-
bunden; die weitere Vertheidigung (Läuterung, Supplication, Re-
viion) führte hingegen eine Devolution nie, Suspenion nur dann
herbei, wenn Jie innerhalb des Decendium (der zehntägigen Appel-
lationsfrit) eingelegt worden, sie blieb überhaupt wirkungslos,
wenn bereits tres conformes sententiae in der betreffenden Sache
ergangen waren.

TI.

Die preußiche Geleßgebung bis 1849

getattete während der Herrchaft des Inquisitionsprincips die
Appellation nur infiscalichen Unteruchungsachen!), im Uebrigen
war sie dem Strafverfahren völlig fremd. Die „Criminal-
ordnung für die Chur- und Neumark“ vom 8. Juli 1717
verordnete im s 5: „Ob auch wohl Inquisitionsachen an Jich
ummarich ind, und chleunige Erkenntniß erfordern, auch aus
diesen Ursachen kein Appellationsproceß darinnen verstattet werden
soll; weil es aber dennoch in dieen Sachen auf eines Menschen
Leib und Leben, Gut und Blut, auch ehrlichen Namen ankommt,

!) In dieen Strafsachen waren fiscaliche Beamte mit der Verfolgung
betraut; denselben stand die Appellation natürlich ebenfalls frei, auch zu
Ungunsten des Angeklagten. (Remedium aggravationis, welches g 160
der Verordnung vom 3. Januar 1849 ausdrücklich abchaffte.) Vergl. im
Nebrigen die folgende Anmerkung.
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o soll statt der Appellation, eine Ausführung weiterer
Defension, einem jeden Inquiiten nachgelassen fein.“

Die Criminalordnung vom 11. December 1805 beschränkte
die Appellation ebenfalls auf diejenigen „Vergehungen, bei welchen
eine fiscalische Untersuchung zulässig it“ (§ 12); dieselben sind in
der „Allgemeinen Gerichtsordnung“ vom 6. Juli 1793 (Th. 1,
Tit. 35, § 34 ff.) aufgezählt.?” Das Rechtsmittel der „weiteren
Vertheidigung“ (remedium ulterioris dekensionis) hingegen
tand Jedem frei, gegen den ein nachtheiliges Criminal-Erkenntniß
ergangen war. (Cr.-Ordn. s 517.) Die Frist zur Einlegung dieses
Rechtsmittels betrug 10 Tage von Publication des erstintanzlichen
Urtheils an gerechnet; „doch soll dem Verurtheilten, wenn er ich
nach dieer Frit annoch meldet und die zweite Intanz verlangt,
das Gehör niemals veragt werden, sowie denn auch jede Aeußerung
deelben, welche eine Unzufriedenheit mit dem Erkenntnisse anzeigt,
und jedes Geuch um Milderung oder Begnadigung als eine Ein-
wendung des Rechtsmittels der weiteren Vertheidigung anzuehen
it" (§ 518). Handelte es sich um ein Urtheil, durch welches auf
Strafarbeit von zehn Jahren oder längerer Dauer erkannt worden,
in welchem Falle dem Angeklagten „gleich zu Anfang der Unter-
uchung“ ein Vertheidigers)s® von Amtswegen zu bestellen war
(§ 436), so mußte außer dem Verurtheilten auch der Vertheidiger
befragt werden, ob er von dem Rechtsmittel Gebrauch machen
wolle. Derelbe durfte auf weitere Vertheidigung selbst gegen den
Willen des Verurtheilten antragen (§ 519). Einlegung des Rechts-
mittels der weiteren Vertheidigung bewirkte Suspension der Urtheils-

?) „Geringe Verbrechen, worauf in den Geseßen nur eine Geld- oder
eine Gefängnißstrafe von höchstens sechs Monaten als die ordentliche
Strafe bestimmt ist“, Widersetzlichkeiten gegen Beamte, einfache Injurien,
geringere Dienstvergehen der Beamten tc.

3) Nach § 433 „eine zur Jutiz verpflichtete Person“ ; nach § 463
mußten die Jutiz-Commissarien die Vertheidigung des Angeschuldigten
ohne Rücksicht auf dessen Stand oder Vermögen übernehmen, an deren
Stelle konnten auch „Jutizbediente" treten, welche aus einer Königlichen
oder Kämumierei - Kae besoldet wurden, sowie Jutiz - Actuarien und
Referendarien. Der Vertheidiger wohnte sämmtlichen Zeugenverhören bei.
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vollstreckung mit folgenden Einschränkungen. Der in erster Intanz
Verurtheilte, welcher sich während des Proceses auf freiem Fuße
befand, sollte nach § 516 „in der Regel“ bis nach erledigter zweiter
Intanz unverhaftet bleiben, sofern nicht Gründe eintraten, welche
eine Verhaftung rechtfertigtens). Die Entlaung eines „von der
Instanz Freigeprochenen"®) konnte nur dann erfolgen, wennich
inzwischen keine neuen, erheblichen Umstände ergaben, welche die
Verdachtsmomente verstärkten und eine Fortezung der Untersuchung
nothwendig ercheinen ließen (s 535). (Cin zu mehr als sechs-
monatlicher Strafarbeit Verurtheilter mußte sogleich nach Publi-
cation des erten Urtheils, auch wenn dasselbe noch nicht rechts-
kräftig geworden, an ein Zuchthaus resp. eine Festung abgeliefert
werden, nachdem seine zur Instruction der zweiten Instanz noth-
wendige Vernehmung erfolgt war ($§ 557)s); jedoch stand es ihm
frei, die Aussezung der Strafvollstreckung bis zur rechtskräftigen
Entscheidung der Sache zu verlangen, wenn er noch unverhaftet
oder nicht im Stande war, ich im Gefängniß selbt zu ernähren.
Ausgenommen hiervon waren Verbrecher, gegen welche wegen
Räubereien, Brandstiftungen, grober Verfälchungen, gewaltsamen
oder wiederholten Diebtahls verhandelt wurde (§ 558). Eine
olche vorläufige Ablieferung stand aber elbtvertändlich der
definitiven Abführung zur Verbüßung der rechtskräftig erkannten

) Jederzeit wurden nach § 208 verhaftet: Diebe, Betrüger und
ähnliche Verbrecher, sowie diejenigen, deren Strafthat mit mehr als ein-
jähriger Einsperrung bedroht war; auch wegen Fluchtverdachts resp.
Besorgniß der Collufion war jederzeitige Verhaftung zulässig (§ 209).

*) Die vorläufige Losprechung fand statt, wenn der eigentliche
Hergang der Sache gar nicht hat aufgeklärt werden, und der Verdächtige
den gegen ihn streitenden Verdacht nicht hat ablehnen können (§ 409).
Cin vorläufig Freigeprochener konnte auf Antrag des Richters unter
Polizeiaufsicht gestellt werden (§ 410), Wiederaufnahme der Unteruchung
gegen ihn war jederzeit zulässig (§8 411), auch gegen den, der mangelnder
Beweise halber völlig freigesprochen worden (§ 414), er trug auch die
Kosten des Unteruchungsverfahrens (§ 617). Die Freisprechung von der
Instanz wurde durch g 22 der Verordnung vom 3. Januar 1849 auf-
gehoben.

s) Diese Bestimmung wurde durch § 159 der Verordnung vom
3. Januar 1849 aufgehoben.
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Strafe gleich (F 560). Das Ertenntniß der zweiten Instanz wurde
dann später dem Vorgesetßten der betr. Strafanstalt, oder einem
am Orte derselben wohnenden Jutizbedienten zur Bekanntmachung
an den vorläufig Abgelieferten zugestellt (§ 562).

War das Rechtsmittel der weiteren Vertheidigung eingelegt,
o erfolgte die Vernehmung des Verurtheilten darüber, „ob er
neue, bisher in den Acten nicht vorgetommene Umtände oder
Beweismittel zur Darlegung seiner Unschuld oder seiner geringeren
Strafbarkeit anzuführen habe" ~ oder = ,ob dergleichen nicht

vorhanden, und ober in dieem letteren Falle ich durch einen zu
betellenden Defenor vertheidigen laen wolle." Verlangte der
Angeschuldigte eine „neue Instruction“, so war mit Ausmittelung
der nenen Thatachen oder Aufnahme der Beweismittel, insofern
dadurch eine Abänderung des erten Erkenntnies bewirkt werden
könnte, nach den für die Untersuchung in erter Instanz gegebenen
Vorschriften zu verfahren; einen diesbezüglichen Antrag konnte aber
der Richter als unerheblich ablehnen (§ 520). Die Unteruchung
in zweiter Instanz führte regelmäßig der Inquirent erster Instanz,
ausgenommen, wenn das Urtheil auf zehnjährige oder noch härtere
Strafarbeit lautete, und in zweiter Instanz eine neue Ausmittelung
nothwendig wurde (§ 521). Ein ,articulirtes Verhör“ fand in
zweiter Instanz nur dann statt, wenn die verfügte, weitere Aus-

mittelung wesentliche Umstände ergeben hatte, in welchem Falle
die dem Verurtheilten vorzulegenden Fragen nur auf diese Um-
tände gerichtet, jedoch zugleich mit dem, was in erter Instanz
ausgemittelt worden, in Verbindung gesetlt werden mußten (§ 522).
Der Verurtheilte war auch in zweiter Instanz, wenn eine neue

Ausmittelung erfolgte, zum Schluß zu vernehmen (§ 523). Betreffs
der Vertheidigung galten die Vorchriften über die Defension in
erster Instanz (§ 524). Ob eine Vertheidigungschrift nothwendig
war, blieb dem Ermesen des Vertheidigers anheimgestellt (§ 457);
dieselbe, erforderlichenfalls binnen 8 bis 14 Tagen einzureichen
(§ 444), war unerläßlich, wenn voraussichtlich auf eine zehnjährige
oder längere Strafarbeit erkannt werden konnte (§ 458].

Nach Abschluß des neuen Verfahrens wurden die „zum Spruch
in der zweiten Instanz intruirten“ Acten dem Appellations-
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gericht übersandt; ie unterlagen jedoch zuvor noch der Prüfung
des „Landes-Jutiz-Collegii" der Provinz, wenn die wiederholte
Unteruchungshandlung durch ein „JInquisitoriat“ oder ein Unter-
gericht") stattgefunden hatte (§ 525). Der Appellationsrichter ver-
wies nun die Sache wegen eines das Verfahren betreffenden
Fehlers oder wegen mangelhafter Ausmittelung mittelst eines
Reoluts an das Landes - Justiz - Collegium zur weiteren Ver-

anlaung (§ 526), oder er faßte das Erkenntniß unter Berück-
sichtigung der Frage ab, „ob Gründe vorhanden ind, welche eine
Freiprechung oder eine Herabetzung der in erter Instanz erkannten
Strafe zur Folge haben könnten“ (§$ 528). Das Ertenntniß auf
die weitere Vertheidigung wurde entweder ebenfalls dem Landes-
Jutiz - Collegium zur Publication (§ 527) oder aber dem

„Criminal-Departement des Justiz-Ministerii“ zur Bestätigung
überreicht, Letteres nämlich: 1) wenn ein vom Criminal-Departe-
ment in erter Intanz bestätigtes Urtheil abgeändert werden sollte,
und 2) wenn ein vom Criminal-Departement in erter Instanz
betätigtes Urtheil in der weiteren Vertheidigungs-Instanz zwar
bestätigt wurde, der Verurtheilte aber neue Beweisuittel zu seiner
Vertheidigung vorgeschlagen hatte, welche verworfen oder in zweiter
Instanz aufgenommen wunden ($ 529). Urtheile, welche zehnjährige
Gefängnißtrafe oder eine härtere Strafe festeßten, bedurften stets
der Bestätigung (§ 530).

Cine Wiederaufnahme des Verfahrens fand nur dann
tatt, wenn der verurtheilte oder vorläufig freigeprochene Jneulpat
eine gänzliche Unschuld durch neue, in der bisherigen Unteruchung
nicht aufgenommene Beweismittel darthun „wollte", ferner, wenn

T) § 34: „Zu einem vollständig besetzten Criminal-Gerichte gehört
ein Richter und ein vereideter Protocollführer." § 38: „Hu Criminal-
Actuarien und Protocollführern sollen der Rechte kundige Subjecte von
geseßten Jahren gewählt werden, nachdem sie vorher von dem Landes-
Justiz- Collegio geprüft und verpflichtet worden." Ausgenommen von
der Prüfung und Verpflichtung sind Auscultatoren oder Referendarien.
§ 41: „In Ermangelung eines vereideten Protocollführers müssen zwei
unbescholtene, des Lesens und Schreibens kundige Männer als Gerichts-
beiißer bei den Verhandlungen zugezogen werden“; dieselben sind nach
§ 42 jedesmal besonders zu vereidigen.
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er auf Grund eines zu seinem Nachtheil verfälchten Documents
oder bestochener Zeugen verurtheilt worden war (§ 532) oder der
Richter die Vorschriften betr. Beeßung des Gerichts bei einer Ver-
handlung, aus welcher „ein Grund zur Entscheidung hergenommen“,
verabäumt hatte (§ 533).

Cine Restitution war nach den Fs 588 und 589 zulässig:
„wenn ein Verbrecher im Begriff it, die ihm rechtskräftig zu-
erkannte Strafe auszutehen, oder wenn er chon wirklich an den

Strafort abgeliefert it, und die ihm zuertannte Festungs-, Zucht-
haus- oder Gefängnißtrafe ganz oder zum Theil ausgetanden hat,
o soll er dennoch jederzeit gehört werden, wenn er seine Unschuld
darthun will und deshalb directe Beweismittel angiebt“ (§ 582, . ob.).
§ 589: „Der Unterrichter muß das angebrachte Retitutionsgeuch
umständlich zum Protocoll niederchreiben, die vorgeschlagenen
Beweismittel aufnehmen, und die Verhandlungen mit den vorigen
Acten an das Landes-Justiz-Collegium der Provinz einsenden,
welches in diesen, o wie in den vor ihm elbt gechwebten Unter-
suchungssachen zu bestimmen hat, ob und in wie fern eine Reti-
tution stattfinde, und ob in der Sache von neuem zu ertennen

sei. s)
Betreffs der Urtheile incompetenter Criminalgerichte setten

die §F§ 22 und 24 Folgendes fest: „It eine Untersuchung zwarbei
einem Criminal-Gerichte ?) geführt worden, die Gerichtsbarkeit
desselben aber in dem voreienden Falle nicht begründet gewesen,
so bewirkt dieses an und für ich niemals eine Nullität der Ver-
handlung. Es bedarf daher keiner Wiederholung desjenigen durch
den competenten Richter, was chon in der gehörigen Form durch
das incompetente Criminal-Gericht verhandelt worden“. –~ „Ist in

s) Die s§ 532, 588 und 589 wurden durch § 156 der Verordnung
vom 3. Januar 1849 aufgehoben.

9) Im Gegensatz zu einem Civilrichter, welcher wider die Vorschrift
des § 20 „der förmlichen Untersuchung in einer Criminalache sich an-
gemaßt“" hat. „Der seine Befugnise überchreitende Civilrichter bleibt
aber nicht allein für alle dadurch entstehenden nachtheiligen Folgen ver-
antwortlich, sondern wird auch nach Verhältniß der begangenen Pflicht-
widrigkeit bestraft" (§ 21).



18

erster Instanz von einem Gericht erkannt, welches gar nicht die
Befugniß hat, über Criminalachen zu sprechen, so it das Er-
kenntniß jederzeit nichtig. Hat aber der erkennende Richter über-
haupt die Befugniß gehabt, über Criminalsachen zu sprechen, und
it er nur in dem voreienden Falle dazu nicht berechtigt gewesen,
o entteht daraus keine Nullität, sondern dem Angechuldigten
tehet nur das gewöhnliche Rechtsmittel an den competenten Richter
der zweiten Instanz offen. ~ Hat in zweiter Instanz ein incom-
petentes Criminalgericht erkannt, so it das Crkenntniß nichtig, und
es muß von dem competenten Richter der zweiten Intanz ein
neues Erkenntniß abgefaßt werden“.

IMI.

Die preußiche Geletßgebung von 1849 ab.

Bevor wir zur Stizzirung der Rechtsmittel, wie ie ich nach
den Betimmungen der Verordnung vom 3. Januar 1849
(über die Cinführung des mündlichen und öffentlichen Verfahrens
mit Geschworenen in Unteruchungssachen) und des Gesetß es vom
3. Mai 1852 (betr. die Zuäße zu der Verordnung vom 3. Ja-
nuar 1849) ergeben, übergehen, müen wir des Zuammenhanges
halber noch des Gesetzes vom 17. Juli 1846 in Kurzem (Erwäh-
nung thun, welches ~ veruchsweise für die bei dem Kamumerge-
richt und dem Criminalgericht zu Berlin zu führenden Unter-
uchungen ~ die Staatsanwaltchaft, Mündlichkeit und Offent-
lichteit des Verfahrens einführte und die deutsche Beweistheorie
gänzlich aufhob. Hiermit war ~ entgegen den stetigen Veruchen
der preußichen Jutizminiter, den französisch - rheinichen Proceß
(nach dem Oode d'instruction eriminelle) zu verdrängen ~ prin-

cipiell der Sieg zu Gunsten des letzteren Verfahrens entschieden;
die Verordnung vom 3. Januar 1849 generalisirte dasselbe vollends.

Das Gesetz vom 17. Juli 1846 (vom Verfahren bei Unter-
uchung der Verbrechen) behandelt in seinem ersten Titel die ange-
deuteten Reformen:
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In den s§ 2 bis 14 die Einführung und Organiztion der
Staatsanwaltchaft,

in den §§ 15 bis 17 das mündliche Verfahren vor dem

erkennenden Gericht,
[M]

in den §§ 19 bis 23 Beweis und Urtheil,

in den §F§ 24 bis 71 das Verfahren in erter Intanz,
welches im Großen und Ganzen ich vom heutigen Verfahren wenig
unterscheidet, nur daß der Angeklagte der Staatsanwaltchaft gegen-
über eine noch ungünstigere Poition einnimmt, als heut zu Tage,
und daß der Vertheidigung im § 48 die bedeutungsvolle Bechrän-
kung auferlegt worden it, daß sie in der Vorunteruchung nicht
tatt hat. Wir bemerten hierbei gleich im Voraus, daß s 16 der
Verordnung vom 3. Januar 1849 dem Angeklagten den Beistand
eines Vertheidigers ebenfalls ert nach Abchluß der Voruntersuchung
getattet, während g 137 unserer heutigen Strafproceßordnung die
Vertheidigung „in jeder Lage des Verfahrens" ~ ausgenommen
bei den Vernehmungen in der Vorunteruchung (§ 190. 2) und mit
den Beschränkungen der §§ 147 und 148 der St.-P.-O. — zuläßt.

~ Hervorzuheben it ferner, daß die Oeffentlichkeit nach § 17 des
Ges. vom 17. Juli 1846 noch eine bechränkte it: dieselbe kann auch
auf Antrag des Angeklagten ausgeschloen werden.

Der § 70 handelt von der Beeßung des Gerichts erter
Instanz; er untercheidet leichte und schwere Verbrechen und ordnet
für dieselben eine Besetzung von 1 rep. 3 Richtern, für ganz schwere
Verbrechen eine solche von 6 rep. 8 Richtern an. An Stelle des

lettgenannten Richtercollegs hat die Veroronung vom 3. Januar 1849
das Schwurgericht in der Beeßzung von fünf Richtern einschließ-
lich des Vorißenden und zwölf Geschworenen eingeführt. (§ 60
der Verordnung und Art. 52 des Ges. v. 3. Mai 1852.)

Die F§ 72 bis 86 regeln das Verfahren in zweiter Jn-
stanz, und zwar behandeln die §§ 72 bis 74 Frit und Zulässigkeit
der Appellation, welche dem Angeklagten in gleichem Umfange
wie der Staatsanwaltchaft unbechränkt gewährt wird. Die Frit
beträgt zehn Tage a die scientiae;
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die F§ 75 bis 79 die Angabe der Beschwerden, Anführung
neuer Thatachen und Beweismittel, spätestens binnen weiteren zehn
Tagen, und die Gegenerklärung des Appellaten;

$§ 80 die Besetzung des Appellationsgerichts (mit 3
bezügl. 6, und 8 bezügl. 10 Richtern je nach der Schwere des Ver-
brechens) ;

§ 85 die Beweisaufnahme über die neuen erheblichen
Thatachen bezügl. durch neue Beweismittel, eventl. Reproduction
der Beweisaufnahme: „In der Appellationsinstanz sind der Regel
nach nur die neu vorgechlagenen Beweismittel, und diese auch nur
dann aufzunehmen, wenn ie geeignet erscheinen, solche von dem
Richter erster Instanz für erwiesen angenommene Thatachen,
welche auf die rechtliche Beurtheilung von Cinfluß sind, als un-
richtig darstellen. Dem Appellationsgericht steht jedoch frei, in
erter Instanz aufgenommene Beweismittel von Neuem aufzuneh-
men, und namentlich das Zeugenverhör ganz oder zum Theil vor
ich wiederholen zu laen, wenn es diees wegen wesentlicher Be-
denken für nothwendig hält, die sich bei Prüfung des Urtheils erster
Intanz gegen die Richtigkeit der darin als festtehend angenom-
menen Thatachen ergeben“;

die F§ 87 bis 97 das Verfahren dritter (Revisions-
Instanz vor dem aus zehn Mitgliedern bestehenden Senat des
Geheimen Ober-Tribunals;

die F§ 98 bis 102 endlich das Rechtsmittel der Restitution.

Als Fortbildung des Gesehßes vom 17. Juli 1846 it die V er-

ordnung vom 38. Januar 1849 über die Einführung
des mündlichen und öffentlichen Verfahrens mit Ge-
chworenen in Unteruchungssachen anzuehen. Dieselbe ord-
nete für die älteren Provinzen das Verfahren in allen Untersuchungs-
achen, wie chon bemerkt, unter Hinzufügung der Schwurgerichte
für Aburtheilung schwerer Verbrechen. Enger als ie chließt sich
dem französichen Verfahren an der im März 1851 im Druck er-

chienene Entwurf eines Strafproceßgeseßes, der allerdings den
Kamnmiernnicht vorgelegen, indessen dem Geet vom 3. Mai 1852
in mancher Hinsicht zum Vorbild gedient hat. Das lettere Gesetz
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enthält, wie chon bemerkt, theils ergänzende, theils abändernde
Bestimmungen zur Verordnung vom 3. Januar 1849.

Nach den angeführten beiden Geseßen, welche einen Veruch
der preußichen Geeßgebung bedenten, die Appellation mit dem
ihr feindlichen Princip der Mündlichkeit in Einklang zu
bringen, gestaltete ich das Verfahren in der zweiten Intanz
etwa folgendermaßen: Das Rechtsmittel der Appellation (in
anderen deutchen Staaten „Berufung“ genannt) war nach s 126
der Verordnung !) innerhalb einer präcluiven Frit von zehn Tagen
zulässig gegen die von Cinzelrichtern ?) und Gerichtsabtheilungen
für „Verbrechen“ s) gefällten Urtheile; es tand auch der Staats-
anwaltschaft zu. Der Appellant konnte das, was vom erten Richter
als thatächlich feststehend angenommen worden, nur mittelt
neuer Thatachen oder neuer Beweismittel anfechten; der

Appellationsrichter hingegen hatte zu beurtheilen, ob diese neuen
Thatsachen und Beweismittel erheblich waren oder nicht. Art. 101
des Gesetzes !) beschränkte die Appellation auf Urtheile der Gerichts-
abtheilungen und wies den Appellationsrichter im Nebrigen an,

1) Verordnung vom s. Januar 1849.
?) Die Einzelrichter waren nach § 27 der Verordn. competent

hinsichtlich der Vergehen, welche das Gesetz mit Geldbuße bis 50 Thalern
oder Freiheitsstrafe bis zu 6 Wochen oder körperlicher Züchtigung, an
deren Stelle verhältnißmäßige Freiheitsstrafe trat, oder mit mehreren dieser
Strafen zugleich bedrohte. Ausgeschloen von ihrer Zutändigteit blieben
die Fälle, in welchen die Verurtheilung zugleich Verlut von Aenmtern,
Titeln, Würden oder des Rechts zum selbstständigen Gewerbebetriebe oder
Verlust von Ehrenrechten oder des Bürgerrechts zur Folge hatte.

3) Die Gerichtsabtheilungen, laut § 38 der Verordn. mit drei
Richtern besettt, erkannten in den Sachen, welche nach voriger Anmerkung
nicht zur Competenz der Einzelrichter gehörten; außerdem waren ie zu-
ständig bezügl. der „Verbrechen“, welche das Gesetz mit mehr als 50 Tha-
lern Geldbuße oder mehr als 6 Wochen bis zu drei Jahren Freiheitsstrafe
oder mit diesen beiden Strafen zugleich bedrohte, auch wenn sie außerdem
Verlut von Aemtern rc. zur Folge hatten, ferner bezügl. grober Amts-
verbrechen und schweren rep. wiederholten Diebstahls. ~ Die Unter-
scheidung zwischen „Nebertretung“, „Vergehen“ und „Verbrechen“ macht
erst das Strafgesetzbuch für die preußichen Staaten vom 14. April 1851 (§ 1).

1) Gesetz vom 3. Mai 1852 betr. Zusätze zur Verordnung.
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hinsichtlich der im erten Urtheil hervorzuhebenden und für erwiesen
oder nicht erwiesen zu erklärenden Thatachen ?) einer Entscheidung
die im erten Urtheil enthaltene Feststellung zu Grunde zu legen,
insofern nicht neue Thatachen oder neue Beweie, oder

die gänzliche oder theilweie Wiederholung derin erter
Instanz stattgefundenen Beweisaufnahme eine ab-
weichende thatächliche Festtellung begründeten. Wieder-
holung der Beweisaufnahme war nur statthaft, wenn sich wesent-
liche und durch die bisherigen Verhandlungen nicht zu beseitigende
Bedenken gegen die im ersten Urtheil enthaltene Feststellung der
Thatsachen ergaben, oder wenn die vorgebrachten, neuen Thatsachen
oder Beweise eine solche Wiederholung erheichten. Hiernach wurde
alo der Appellationsrichter mit der ganzen Sache befaßt: er
durfte sich daher nicht auf die Prüfung derjenigen Punkte be-
schränken, welche zum Gegenstande ausdrücklicher Bechwerde ge-
macht worden waren (et. Erkenntniß des Obertribunals vom

1. Juli 1864, Jut.-Minit.-Bl. S. 244). DasAppellationsgericht
hatte die Befugniß, das angefochtene Urtheil aufzuheben und zu-
gleich anderweit ( eventl. auf Grund eines neuen Verfahrens) zu
erkennen, falls in erster Instanz eine Nichtigkeit ©) begangen war;
es konnte die Sache aber auch in die erte Instanz zurückverweisen.
Hatte sich der erste Richter mit Unrecht für competent erachtet,
o durfte das Appellationsgericht niemals, hatte er sich mit Unrecht
für incompetent erklärt, nur dann in der Sache elbt erkennen,
wenn es die Beweisaufnahme vollständig durchgeführt hatte
(Art. 102 des Ges.). Die Appellation war bei dem Gericht der
erten Instanz mündlich zu Protocoll oder chriftlich anzumelden
(§ 128 der Verordn.), die Rechtfertigung derelben, sowie die An-
führung neuer Thatsachen oder Beweismittel konnte entweder

gleichzeitig geschehen oder innerhalb der nächsten zehn Tage, welche

s) Merkmale der Strafthat, Strafauschließungs-, Milderungs- und
Verschärfungs-Gründe (Art 31 des Ges.).

s) Nichtigkeitsgründe sind: Verletzung oder unrichtige Anwendung
eines Geseßes, Rechtsgrundsatzes oder wesentlicher Vorschriften oder Gruud-
äte des Verfahrens (Art. 107 des Ges.).
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Frit auf Antrag des Appellanten dem Gericht angemesen zu ver-
längern freitand (§ 129 der Verordn.); unter Umtänden war sogar
noch nach Ablauf der Friten Zulasung der Appellationschrift und
der Gegenausführung gestattet (Art. 104 des Ges.). Nach Mit-
theilung der Appellationschrift an den Appellaten wurde demelben
aufgegeben, ebenfalls binnen zehn Tagen anzuzeigen, ob und welche
neuen Thatachen oder Beweismittel er seinerseits anzuführen habe.
Diese Aufforderung war dem verhafteten Angeklagten zu Proto-
coll betannt zu geben, falls die Appellation seitens der Staats-
anwaltchaft eingelegt worden; sein Vertheidiger durfte Abschrift der
Appellationschrift verlangen (§ 130 der Verordn.). Gegen Zurück-
weiung einer nicht rechtzeitig angemeldeten Appellation stand dem
Zurückgewieenen nur Beschwerde beim Appellationsgericht frei
(§ 131 der Verordn.). Lehteres entschied in einer Beezung von
fünf Mitgliedern (§ 132 der Verordn.). Zur mündlichen Verhand-
lung wurden der Obertaatsanwalt, welchem der Betrieb der Sache
oblag (§ 133 der Verordn.), der Angetlagte, sofern er ich auf freiem
Fuße befand, und diejenigen Zeugen geladen, deren Vernehmung
betr. der neu vorzubringenden Thatachen oder Beweismittel er-

forderlich schien. Der verhaftete Angetlagte mußte sich im Termin
durch einen ihm eventl. ex okticio zu bestellenden Vertheidiger ver-
treten laen; auch der nicht verhaftete konnte einen gehörig legi-
timirten Vertheidiger bestellen (F 134 der Verordn.). Vorführung
rep. Gestellung des Angetlagten anzuordnen blieb dem Ermessen
des Appellationsgerichts anheimgetellt (s 135 der Verordn.). Das
mündliche Verfahren begann mit einer Dartellung der bis dahin
stattgehabten Verhandlungen durch einen aus der Zahl der Gerichts-
mitglieder zu ernennenden Referenten. Hieran chloen sich die
Vorträge des Appellanten und Appellaten, nach der Beweisaufnahme,
wenn eine solche stattfand, die Anträge der Staatsanwaltchaft;
dem Angeklagten rep. seinem Vertheidiger gebührte das lette
Wort. Hatten Staatsanwalt und Angeklagter appellirt, o wurde
über beide Appellationen zugleich entschieden. Im Uebrigen unter-
schied sich das Verfahren nicht von dem für die erte Instanz vor-
geschriebenen (§ 186 der Verordn.). In der Appellationsinstanz
ergangene Urtheile konnten innerhalb einer präcluiven Frit von
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zehn Tagen, vom Zeitpunkt der Publication rep. der Zutellung an
gerechnet, durch die Nichtigkeitsbechwerde angefochten werden
(Art. 106 des Ges., vergl. auch Anm. 6 auf S. 22). Die diesbezüg-
liche Entscheidung erfolgte auf mündlichen Vortrag durch einen aus
ieben Mitgliedern bestehenden Senat des Obertribunals in öffent-
licher Sitzung (§ 145 der Verordn.).

Zur Ergänzung mag hier noch bemerkt werden, daß Appel-
lation wie Nichtigkeitsbechwerde auch im Verfahren wegen Zu-
widerhandlungen gegen die Vorschriften über Erhebung öffentlicher
Abgaben tc. und zwar ohne Rückicht auf die Höhe der er-
kannten Strafe zuläsig waren sowohl für den Verurtheilten, als
für die Staatsanwaltchaft rep. die zur Verwaltung der betr. Ab-
gaben tc. bestellten Behörde (Art. 141 und 142 des Gef.); ebenso
stand gegen die ertintanzlichen Urtheile wegen Polizeivergehen
(Nebertretungen) owohl dem Angeschuldigten, als dem Polizeian-
walt das Rechtsmittel des Recures frei; daelbe war bei dem
Polizeirichter anzubringen und konnte sich auf neue Thatumtände
nur dann stützen, wenn dieselben bei der Anführung zugleich be-
scheinigt wurden: Verhandlung und Entscheidung fanden vor
einer aus drei Mitgliedern betehenden Abtheilung (Deputation)
des Appellationsgerichtes tatt, gegen deren Verfügung bezügl. Ur-
theil dem Recurrenten ein weiteres Rechtsmittel nicht getattet war
(§8§ 165ff. der Verordn.).

Neber die Wirkungen der Einlegung eines Rechtsmittels
schreiben die $§ 157 und folg. der Verordn. Folgendes vor: Ein
seitens der Staatsanwaltchaft eingelegtes Rechtsmittel hatte auf
die Strafvollstreckung keinerlei Cinfluß; Einlegung der Appellation
oder Nichtigkeitsbechwerde von Seiten des Angeklagten hemmte
dagegen die Urtheilsvolltreckung. (Eine „vorläufige Abführung“
fand, wie bereits in Anm. 6 S. 14 gesagt, nicht mehr tatt.
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IV.

Die neuxrren deutchen Geetßgebungen.

Der Entwurf einer neuen Strafproceßordnung vom

Jahre 1865 veruchte einige Uebeltände, welche ich bezüglich der
Beweisaufnahme in zweiter Instanz bemerkbar gemacht hatten, zu
beseitigen, indem er im § 389 verordnete, daß das Appellations-
gericht in allen Fällen befugt sein sollte, Unteruchungshand-
lungen jeder Art durch den Unteruchungsrichter bewirken zu laen
und das Ergebniß dieser Verhandlungen bei der Prüfung, ob zur
Wiederaufnahme des Beweisverfahrens zu schreiten ei, zu Grunde
zu legen, und daß, falls eine neue Beweisaufnahme bechloen
worden, dieselbe vor dem Appellationsgericht elbt unter Erschöpfung
aller erheblichen für und wider den Angeklagten sprechenden That-
sachen und Beweismittel, stattfinden sollte, ~ Bestimmungen, welche
ihrem wesentlichen Inhalte nach in die für die neuen Landestheile
erlaene Strafproceß-Ordnung vom 25. Juni 1867 (§ 378) aufge-
nommen worden ind.

Von den übrigen, neueren deutchen Geetgebungen,
soweit dieselben wesentliche Abweichungen von dem bisher geschil-
derten Verfahren zeigen, ind folgende zu verzeichnen: der Anhal-
tiche Strafproceß folgte dem preußichen Sytem, während ich
Thüringen, Heen und Baiern dem franzöichen anchlosen.
Vollständig abgeschafft wurde die Appellation zuert in Braun-
schweig!) und in Waldeck; Sachen-Altenburg bechränkte sie
auf Endurtheile der Einzelrichter über Vergehen; gegen diejenigen
der mit drei Richtern besetzten Criminalgerichte und des aus fünf
Richtern bestehenden Gerichtshofes zur Aburtheilung schwerer Ver-
brecher wurde die Appellation ausschließlich wegen Verletzung des

1) Strafproceßordnung vom 22. August 1849. § 156: „Enderkennt-
nisse in Strafsachen entscheiden über die That, die ihren Gegenstand bildet,
rechtsgiltig ür alle Zukunft, wenn sie nicht entweder durch die Nichtig-
keitsbeschwerde oder durch Wiedereinezung in den vorigen Stand befeitigt
werden."

J
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materiellen Strafgeseßes für zulässig erklärt. Hieran chloß ich
Baden, welches nur gegen Urtheile der über Verbrechen leichtester
Art entscheidenden Amtsgerichte, bestehend aus einem Amtsrichter
und zwei Schöffen, das Rechtsmittel des Recures (auch bezüg-
lich der Entscheidung über die Thatfrage), gegen Erkenntnisse der
Schwurgerichte und der Kreisgerichte (welche mit fünf Richtern be-
seit waren) hingegen nur die Nichtigkeitsbechwerde wegen Gesehes-
verleßzung zuließ. Die Oldenburgchen und Württembergchen
Strafproceßordnungen kannten nur die Nichtigkeitsbechwerde; es
konnte jedoch nach § 486 der letteren (vom 26. Mai 1868) durch
Verfügung des Caationshofes eine Wiederaufnahme des Straf-
verfahrens zu Gunsten des Verurtheilten angeordnet werden, falls
gewichtige Bedenken gegen die Richtigkeit der Thatsachen, auf deren
Annahme ein verurtheilendes Erkenntniß beruhte, vorlagen; wäh-
rend die ächiche St.-P.-O. vom 1. October 1868 endlich einen
die Rechts- und die Thatfrage-Entscheidung betreffenden „CEinpruch“
gegen Erkenntnisse des Cinzelrichters, gegen die des aus drei Rich-
tern und vier Schöffen bestehenden Bezirksgerichts eine nur die

Strafzumessung betreffende „Berufung“ kannte.
Das Berufungsverfahren nach der Strafproceß-

ordnung für das deutche Reich (vom 1. Februar 1877) hat
mit dem im vorigen Abschnitt gechilderten preußich en Verfahren
nichts gemein. Nach dem letzteren durfte, wie wir gesehen, der
Berufungsrichter vom ertintanzlichen Urtheil nur auf Grund einer
neuen oder wiederholten Beweisaufnahme?) abweichen, welche nur
dann stattfand, wenn sie durch Bedenken gegen die Richtigkeit der
ertintanzlichen Feststellung oder durch die vorgebrachten, neuen
Thatsachen oder Beweie nothwendig erschien. Hatte also eine
(natürlich nicht gänzlich ergebnißloe) Beweisaufnahme in zweiter
Instanz stattgefunden, so war das Berufungsgericht verpflichtet,
nach seiner eigenen Ueberzeugung über die Schuldfrage zu befinden;
andernfalls, d. h. Mangels einer fruchtbaren Beweisaufnahme resp.
weil die neuen Anführungen für unerheblich erachtet worden,

2-) Der Berufungsrichter hatte sich alo zunächst über die Frage
schlüssig zu machen: ist eine neue Beweisaufnahme anzuordnen odernicht?



Y".)

betätigte es lediglich das ertrichterliche Erkenntnißk. – Die

St.-P -O. bindet hingegen das Berufungsgericht nicht an die erst-
intanzliche Festtellung, vielmehr hat der Berufungsrichter stets
selbttändig über die Schuldfrage zu entscheiden?), sofern sie über-
haupt Gegenstand des Rechtsmittels it; vor ihm ist die Sache
dergetalt von Neuem zu verhandeln"), daß er in den Stand gesetzt
wird, sich eine eigene Neberzeugung zu bilden. Im Folgenden
soll das heutige Berufungsverfahren®) einer kurzen Erörterung unter-
zugen werden.

Die Berufungit zulässig gegen jeden Theil der chöffen-
gerichtlichens) Urtheile (§8 354 der St.-P.-O.), unter gewissen Vor-
aussetzungen auch gegen diejenigen des Amtsrichters, welche der-
selbe ohne Zuziehung der Schöffen erläßt (§$ 211 Ab. 2 der St.-
P.-O., vergl. auch §$ 3 Abs. 3 des Cinführungsgesetßes zur St.-
P.-O.). Berufungsgerichte sind die Strafkammern des Landgerichts
(vergl. Anm. 3), welche bei Uebertretungen und in den Fällen der
Privatklage nur mit drei Mitgliedern einchließlich des Vorsitzenden
beett sind. Die Berufung muß bei dem Gericht erster Instanz
innerhalb einer Woche nach Eröffnung des Urtheils (durch Publi-
cation oder Insinuation) ehriftlich oder zu Protocoll eingelegt
werden (§ 355 der St.-P.-O.); sie hat Suspensiv-Effect nur in so-
weit, als das Urtheil angefochten wird (§ 357). Nach Ablauf der
iebentägigen Frit kann die Berufung mündlich zu Protocoll oder

3) Dies geschieht in der mit fünf Richtern besetzten Strafkammer;
die Bestätigung eines den Angeklagten für schuldig erklärenden Urtheils
findet nur dann statt, wenn mindestens vier Richter denselben für schuldig
halten; das Urtheil ist aufzuheben, wenn nur zwei Richter von seiner
Schuld nicht überzeugt ind (§ 262 der St.-P.-O.).

1) Der in Anm. 2 angedeuteten Vorfrage würde hier analog gegen-
überzustellen sein: it von einer neuen Beweisaufnahme gänzlich oder
theilweie Abstand zu nehmen?

s) Die g§ 355 bis 358 und 360 bis 362 der St.-P.-O. handeln von
der Instruction des Rechtsmittels beim erstinstanzlichen Gericht, die
§§ 363 bis 373 vom Verfahren des Berufungsgerichts.

s) Die Schöffengerichte bestehen aus dem Amtsrichter als Vor-
sitzenden und zwei Schöffen (§8 26 des Gerichts-Verfassungs-Gesetzes). Neber
ihre Competenz vergl. §8 27 und folg. des G.-V.-G.

Q"
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in einer Beschwerdechrift weiter gerechtfertigt (§ 358), auch auf
bestimmte Bechwerdepunktte, welche dann ausschließlich der Prüfung
des Gerichts unterliegen (§ 368), beschränkt werden; andernfalls
gilt das Urtheil seinem ganzen Inhalt nach als angefochten (§ 359).
Verpätete Einlegung der Berufung hat deren Verwerfung (durch
den Amtsrichter) zur Folge, gegen die diesbezügliche Verfügung ist
ein die Urtheilsvolltreckung nicht hemmender Antrag auf Ent-
scheidung des Berufungsgerichts7) zulässig (§ 360). Bei rechtzeitig
eingelegter Berufung übergiebt der Gerichtschreiber nach Ablauf
der vorerwähnten Friten die Acten der Staatsanwaltchaft, welche
dieselben an die Staatsanwaltchaft des Berufungsgerichts zur Ab-
gabe an deen Vorsitzenden einsendet und, falls sie selbt remedirt
hatte, dem Angeklagten die Schrifttücke über Cinlegung undRecht-
fertigung zutellt (ss 361, 362). Die folgenden Paragraphen firiren
den wesentlichten Inhalt des Berufungsverfahrens. Das
Berufungsgericht verwirft, falls es die Bestimmungen über die Cin-
legung nicht für beobachtet hält, die Berufung durch Beschluß (welcher
der sofortigen Bechwerde an das Oberlandesgericht unterliegt), oder
es entcheidet über dieselbe durch Urtheil (s 363). Der Angeklagte
und diejenigen Zeugen und Sachvertändigen, deren wiederholte
Vernehmung zur Aufklärung der Sache erforderlich ercheint, ind
zur Hauptverhandlung vorzuladen; die Ladung der vom Staats-
anwalt oder Angeklagten benannten oder sich etwa ergebenden, neuen
Zeugen rc. hängt vom Ermesen des Gerichts ab (§ 364). Die
Hauptverhandlung beginnt mit dem Aufrufe der Zeugen und Sach-
verständigen (§ 242), worauf ein Berichtertatter in Abwesenheit der
ersteren über die Ergebnise des bisherigen Verfahrens referirt und
das Urtheil erster Instanz verliet; hieran chließt ich die Ver-
nehmung des Angeklagten und die Beweisaufnahme (§ 365)s). Bei

7) Das Berufungsgericht entscheidet über diesen Antrag in be-
rathender Sitzung; verwirft es denselben, so steht dem Abgewiesenen so-
fortige Beschwerde frei, hebt es dagegen den Beschluß des Amtsrichters
auf, so findet hiergegen keine weitere Anfechtung seitens des Gegners des
Beschwerdeführers statt; das Rechtsmittel wird als rechtzeitig eingelegtes
behandelt.

s) Vergl. die bechränkenden Bestimmungen des § 244, Abs. 2.
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der Berichtertattung und der Beweisaufnahme können Schriftstücke,
wie sie § 248 andeutet, verlesen werden; Protocolle über Aussagen
der in der Hauptverhandlung erter Instanz vernommenen Zeugen
und Sachvertändigen dürfen – abgeehen von den Fällen der
§§ 260 und 252 — nur mit Zutimmung der Staatsanwaltchaft

und des Angeklagten verlesen werden, wenndie wiederholte Vor-
ladung der Zengen tc. erfolgt oder vom Angeklagten rechtzeitig vor
der Hauptverhandlung beantragt worden it (§8 366). Nach erfolgter
Beweisaufnahme werden der Staatsanwalt, der Angeklagte und sein
Vertheidiger, der Bechwerdeführer zuert, gehört; dem Angeklagten
gebührt das lette Wort (§ 367). Wird die Berufung für begründet
erachtet, o erkennt das Berufungsgericht unter Aufhebung des ert-
instanzlichen Urtheils, oder es verweist, falls das Urtheil an einer
die Revision begründenden Verleßung einer Rechtsnorm über das
Verfahren leidet, die Sache zur anderweiten Entscheidung in die
erste Instanz zurück. Stellt sich Incompetenz des Gerichts erter
Instanz heraus, so erfolgt Verweiung der Sache an das competente
Gericht unter Aufhebung des Urtheils ($§ 369). Bei unentschuldigtem
Ausbleiben des Angeklagten resp. seines Vertreters?) wird die von
ihm eingelegte Berufung durch Urtheil verworfen; hiergegen teht
ihm der Antrag auf Wiedereineßung in den vorigen Stand frei
(§ 370), welcher unter Glaubhaftmachung der Veräumnißgründe
(Naturereignisse und anderer unabwendbarer Zufälle, s 44) binnen
einer Woche nach Beseitigung des Hindernisses beim Berufungsgericht

s) Eine Vertretung des Angeklagten ist, falls e r die Be-
rufung eingelegt hatte, nach § 231 und folg. zulässig, wenn es sich (in der
zweiten Instanz) um ein Delict handelt, welches das Strafgesetß nur mit
Geldstrafe,Haft oder Einziehung, allein oder in Verbindung mit einander,
bedroht; ferner, wenn das Berufungsgericht den Angeklagten von der Ver-
pflichtung zum Erscheinen entbunden hat „wegen großer Entfernung seines
Aufenthaltsortes", und weil „nach dem Ermessen des Gerichts voraus-
ichtlich keine andere Strafe als Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen oder
Geldstrafe oder Einziehung, allein oder in Verbindung mit einander, zu
erwarten steht“. – Falls die Staats anwaltchaft remedirt hatte, kann
sich der Angeklagte stets vertreten lassen (nach § 283 in Verbindung mit
der Vorschrift des § 370, daß über die Berufung des Staatsanwalts auch
in Abwesenheit des Angeklagten verhandelt werden darf).
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anzubringen it (F 45). Neber die vom Staatsanwalt eingelegte
Berufung wird auch in Abwesenheit des Angeklagten, deen Vor-
führung oder Verhaftung aber angeordnet werden kann, verhandelt
(§ 370). Cine reformatio in peius it ausgechloen, wenn das
Urtheil nur von dem Angeklagten (rep. von desen Vertheidiger
nach F 339) oder zu Gunten desselben vom Staatsanwalt oder
von einer der im s 340 bezeichneten Peronen!o) angefochten worden
war (§ 372). Soweit für die Berufungsinstanz nicht besondere, ab-
weichende Betimmungen gegeben sind, gelten auch für sie die über
die Hauptverhandlung gegebenen Vorschriften (§ 373).

:

Dir Motive des Entwurfs der Reichs-Straf-
Proureß-Vrdnung.

Nachdem wir im vorigen Abchnitt das Rechtsmittel der
Berufung, wie es ich in der Reichs-Strafproceß-Ordnung vom
1. Februar 1877 dartellt, kennen gelernt haben, dürfte es zweck-
mäßig sein, zunächst auf die Enttehungsgeschichte der einchläglichen
Gesetßesbetimmungen zurückzugehen, um danach über die wesent-
lichte Neuerung im Sytem der früheren Rechtsmittel, nämlich die
Beseitigung der Appellation, ein Urtheil gewinnen zu können.

Die Motive des Entwurfs der Strafproceß-Ord-
nung beabsichtigten die Berufungsinstanz in Consequenz derMünd-
lichkeit und freien Beweiswürdigung vollständig fallen zu lassen;
es wird dort (auf Seite 193) gesagt, daß

„mit dem Princip einer auf mündlicher Verhandlung
beruhenden Urtheilsfällung, und zwar einer solchen, die

10) Der gesetzliche Vertreter, der Ehemann ($ 340), sowie die im g 52,
Abs. 2 des Strafgesetzbuches angegebenen Angehörigen des Angeklagten
(§§ 322 und 324 der St.-P.-O.).
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nicht auf dem Grunde poitiver Beweisregeln, sondern auf
einer freien Beweiswürdigung beruht, eine Appellation
grundsätzlich unvereinbar ist, und daß darum nur derjenige
Gesetzgeber die volle Conequenz der Mündlichkeit zieht,
der die Appellation beseitigt“.

In Verfolg diees Grundatzes bezeichnen die Motive die
von bisherigen Geeßgebungen unternommenen (Compromisse als
Veruche: „zwichen dem richtigen Grundatße und der Herrchaft
einer althergebrachten, nicht mehr zutreffenden Tradition zu pactiren
und sich mit beiden abzufinden, Veruche, die eben, weil sie auf
dem Grunde einer inneren Unwahrheit beruhten, auch wieder selbst
zur Unwahrheit führen mußten." Sie verweien weiter auf die
Unzulässigkeit der Berufung gegen schwurgerichtliche Urtheile,
welche das Rechtsmittel auschlöen, weil ie auf dem mittels freier
Beweiswürdigung gefundenen Wahrpruch der Gechworenen be-
ruhten, und machen bezüglich der Bedeutung der Berufung im
mündlichen Verfahren eine Untercheidung, je nachdem die That-
frage-CEnicheidung des erten Richters auf Grund des bereits
gewürdigten oder unter Vorführung neuen Beweismate-
rials durch das Rechtsmittel angefochten wird. In ersterer
Beziehung ließe sich dann noch untercheiden, ob, wie im franzö-
ichen Recht, der Berufungsrichter die erstinstanzliche Entscheidung
lediglich auf Grund der Acten oder, ob er nach dem Vorbilde
einiger deutchen Gesehgebungen nur nach nochmaliger Beweis-
erhebung zu reformiren befugt ein oll.

Hiergegen wird aber geltend gemacht, einereits, daß die aus
den Acten gechöpfte Auffaung des Bernfungsrichters vor der-
jenigen des erten Richters, vor welchem ich die lebendige Ver-
handlung abgespielt, unmöglich den Vorzug verdiene, andererseits,
daß die Entcheidung über Zulässigkeit einer neuen Beweisaufnahme
nothwendiger Weise ebenfalls auf der in den Acten fixirten erst-
intanzlichen Feststellung fußen muß. Es bliebe sonach nur ein
drittes Sytem übrig, wonach der Berufungsrichter tets von Neuem
in der Sache zu verhandeln, Beweis zu erheben und zuentcheiden
hätte, was für ihn eine Prüfung der ertintanzlichen Urtheilsgründe
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vollständig überflüssig machen würde. Gerechtfertigter erscheine die
Berufung nur auf Grund neuer Thatachen oder Beweis-

mittel, wiewohl eine solche meit dadurch illuorich gemacht
werde, daß der Verurtheilte die ihm in erster Instanz unbekannten
oder unzugänglichen Nova vor Ablauf der kurz bemesenen Be-
rufungsfrit geltend machen muß, falls sie Berücksichtigung finden
sollen; zudem entspräche es nicht dem Wesen der Sache, die neuen
Thatachen oder Beweismittel anstatt vor den iudex a quo vor

einen höheren Richter zu bringen, welcher der Sache nicht anders
als ein erstintanzlicher gegenübertehe, und desen Entscheidung
folgerichtig abermals einer Anfechtung unterliegen müßte.

Die Möglichkeit bereits in erster Instanz bekannte und zu-
gängliche Nova, deren Crheblichkeit dem Verurtheilten aber erst
aus den Entcheidungsgründen des gegen ihn ergangenen Erkennt-
nies erichtlich geworden, zu voller Geltung zu bringen, sei die
einzige Bedeutung, welche der Berufung bisher noch beigelegt
werden könnte; nur in dieer Richtung helfe sie in dem zur Zeit
bestehenden Verfahren einem wirklichen Bedürfniß ab. Diesem
Mangel begegne man aber besser durch zwectmäßigere Gestaltung
des ertintanzlichen Verfahrens, welche vom Entwurfe auch an-
getrebt worden sei. Zum Schluß verweien die Motive auf die in
anderen deutchen Ländern (Sachen, Württemberg, Baden, Olden-
burg, Braunschweig, Sachen- Altenburg, Waldeck und Hamburg)
gemachten Erfahrungen.

Die Anlage1zudenMotivendesEntwurfsgiebtin
ihrer Einleitung zunächst eine kurze, geschichtliche Entwickelung des
Rechtsmittels, welche wir in einer ausführlicheren und für unsere
Zwecke geeigneteren Form vorangeschickthaben. An dieselbe schließt
sich eine gedrängte Darstellung derjenigen Einwendungen, welche
Wissenchaft und Rechtsübung gegen die Appellation geltend machen:
sie gipfeln in dem oben angeführten Argument, daß eine Appellation
gegen die Entscheidung der Thatfrage dem Principe der Mündlich-
keit widertreite, und führen die chon angeführten Gesichtspunkte
weiter aus. Von hervorragenderem Interesse scheinen für uns zu-
nächst die in den vorhin aufgeführten deutchen Ländern gemachten
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Erfahrungen zu sein, welche die betr. Regierungen in gutachtlichen
Erklärungen (Anlage 1 zu den Motiven, Seite 30 bis 87) nieder-
gelegt haben. Wir wollen die wichtigeren derselben hier in Kürze
folgen lassen.

Im Königreich Sachen wurde die nur zu Gunsten des An-
geklagten zulässige Berufung im Jahre 1868 unter allgemeiner Zu-
stimmung aufgehoben. Vom Jahre 1868 bis zum Intrafttreten
der neuen St.-P.-O. (1. October 1879) hat man auf keiner Seite
nach Wiedereinführung derelben verlangt. Aehnlich lautet das
vom Königl. Württembergchen Miniterium eingegangene Gut-
achten, demzufolge die Berufung in allen gerichtlichen Strafsachen
seit Einführung der St.-P.-O. vom 17. April 1868 beseitigt wor-
den ist. Ebenso hat sich die Beeitigung der Berufungsinstanz im
Großherzogthum Baden mehr als fünf Jahre hindurch bewährt.
In Oldenburg behielt man die Berufung vom Jahre 1858 ab
versuchsweise bei, bis im Jahre 1860 erhebliche Bedenken gegen
dieselbe vorgebracht wurden, welche chließlich dahin führten, daß
man im Jahre 1868 ich eintimmig für Abschaffung der zweiten
Instanz aussprach. Der allerdings nur zweijährigen Erfahrung
zufolge ließ sich nicht behaupten, daß die Aufhebung der Berufung
das Vertrauen zu den Urtheilsprüchen der Gerichte beeinträchtigt
habe, was in der Benutzung der außerdem statthaften Rechtsmittel
eine Bestätigung fand. Auch Braunchweig konnte nur günstige
Erfahrungen verzeichnen, obgleich dort, wie wir oben (S. 25) gesehen,
die Appellation bereits mit Einführung der St.-P.-O. von 1849 voll-
ständig abgeschafft worden war. Hierbei it aber in Betracht zu
ziehen, daß dadurch eine Neuerung an ich eigentlich nicht eintrat,
insofern als das Rechtsmittel der weiteren Vertheidigung, in welches
das Ges. vom 15. October 1832 die Appellation umgewandelt hatte,
ausschließlich dem Angeklagten gestattet war. Sachen-Alten-
burg (vergl. S. 25 unten) beseitigte die Appellation durch die St.-
P.-O. vom 27. Februar 1854 nur in beschränktem Umfange; eine
Aenderung diees Zutandes wurde weder eitens der Richter noch
der Rechtsanwälte verlangt. In den Fürtenthümern Waldeck und
Pyrmont war die Berufung seit Cinführung des öffentlichen und
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mündlichen Verfahrens (Ges. vom 14. Juni 1850) ausgeschlossen,
was sich seitdem als zweckmäßig bewährt hat. Der Senat der
freien Stadt Hamburg endlich berichtet, daß die Betimmungen
der St.-P.-O. vom 30. April 1869, wonach gegen (Erkenntnisse der
Polizei- (Einzel-) Richter die Appellation unbeschränkt, gegen die
der Strafgerichte für die Mittelklae der strafbaren Handlungen
(fünf Mitglieder, worunter mindetens zwei Rechtsgelehrte) nur
bezügl. der Strafzumessung und nur zu Gunsten des Angeklagten
zulässig war, hinsichtlich der ersteren zu keinerlei Bechwerden An-
laß gegeben haben, hinsichtlich der trafgerichtlichen Sachen dagegen
werde es für wünchenswerth erachtet, die Berufung gänzlich auf-
zuheben, da es bedentlich erscheine, die nochmalige Abwägung des
Strafmaßes einem zweiten Richter zu überlassen, der seine Kennt-
niß des Thatbetandes lediglich aus den Aufzeichnungen des erten

Richters chöpfe.

VJ.

Brrathungen des Entwurfs.

Nach der erten Berathung des Entwurfs der St.-P.-O.
in der Plenarikung vom 26. November 1874 wurde derelbe an

eine Commission von 28 Mitgliedern verwiesen. In dieer erfuhr
die Regierungsvorlage vielfache Modificationen, namentlich das
Capitel der Rechtsmittel durch die Verhandlungen über die Bei-
behaltung rep. Abchaffung der Berufung. Bereits in der erten
Leung der Jutizcommission wurde von Freunden der Berufung !)
die Wiedereinführung derselben beantragt, welcher Antrag auch nach

1) Die Abgg. Struckmann, Dr. Mayer, Dr. Voelkt, Hauck und
Pfafferott beantragten die Aufnahme einer Reihe von Paragraphen,
deren erster lautete: „Die Berufung findet statt gegen die Urtheile der
Schöffengerichte und der Strafkammern."
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längerer Debatte mit 14 gegen 18 Stimmen angenommen wurde ?).
Der zweiten Leung der Commissionsbeschlüse zufolge ließ man
die Berufung nur gegen die Urtheile der Schöffengerichte zu ).
Mit dieer Bechränkung fand die Berufung denn auch Aufnahme
in die St.-P.-O., nachdem in. der zweiten Berathung im
Plenum ein wiederholter, die Ausdehnung der Berufung auch auf
die landgerichtlichen Strafurtheile anstrebender Antrag ‘) mit 178
gegen 89 Stimmen abgelehnt worden.

(Fs wird nunmehr unere Aufgabe sein, die Gründe darzulegen,
welche die Jutizcommission des Reichstags zur Beibehaltung der
Berufung gegen chöffengerichtliche Urtheile und zur Auschließung
derselben in landgerichtlichen Strafsachen bewogen haben.

Zuvörderst erinnern wir daran, daß der Entwurf zur St.-P.-O.
die Jnappellabilität der Enderkenntnie bezügl. der Thatfrage-
(Entscheidung zum Princip erhoben hatte. Die Freunde der Appel-
lation aber sahen in ihr eines der wichtigten Schutzmittel des
Angeklagten und wollten dieelbe daher nur gegen Gewähr ver-
schiedener anderer Garantieen aufgeben; insbesondere machten ie
geltend, daß mit dem Wegfall der Berufungs-Instanz die Interessen
des Angeschuldigten in der Vorunteruchung beondere Schut-
maßregeln erheichten, welche die Gefahr auschlössen, daß derselbe,
nachdem er in einem ummarichen Vorverfahren eine höcht mangel-
hafte Kenntniß von der Tragweite der gegen ihn schwebenden
Unteruchung, owie von Richtung und Umfang der Anklage erlangt
habe, durch den Gang der Hauptverhandlung überracht und so in
seinem Entlatungsbeweise beschränkt werde.

Unter diesen Umständen kann es nicht befremden, daß die
Löung der Berufungsfrage mit zu denjenigen Aufgaben der
Commission gehörte, bei welchen innerhalb derelben eine wesent-
liche Verchiedenheit der Auffaung zu Tage trat, und eine Ver-

?) Das Stimmenverhältniß würde sich noch bezeichnender ür die
Spaltung der Ansichten gestaltet haben (14 gegen 14 Stimmen), wenn der
Abg. Dx. Lasker, Gegner der Berufung, der Abstimmung beigewohnt hätte.

s) Antrag Struckmann.
4) Amendement Reichenperg er (Olpe).
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tändigung nur dadurch zu erzielen war, daß Anhänger, wie Gegner
der Berufung durch gegenseitige Conceionen einander entgegen-
kamen. Neber den Wegfall der Berufungsinstanz in Schwurgerichts-
sachen war man bald einig; die Frage hingegen, ob sie bei den zur
Competenz der Amts- und Landgerichte gehörigen Strafsachen zu-
zulassen sei, trat entschieden in den Vordergrund. Inden letteren
würde man die Berufung ohne Zweifel ausgechloen haben, wenn
der Commissionsbechluß betr. Einführung der Schöffengerichte in
landgerichtlichen Strafsachen in zweiter Leung aufrecht erhalten
worden wäre; indeß änderte sich die Sachlage, nachdem die Com-
mission in zweiter Lesung auf den Entwurf zurückgegangen war,
nach welchem die Strafkammern mit rechtsgelehrten Richtern besetzt
werden sollten: sie entschied sich, wie Eingangs schon bemertt, für
den Wegfall der Berufung gegen die Urtheile der Landgerichte.
Der Commissionsbericht verweit zur Motivirung diees Entchlues
auf „die beinahe übereinstimmende Anschauung der Wissenschaft
über die Unzulässigkeit der Berufung im mündlichen Strafverfahren"
auf „die Erfahrung in denjenigen Ländern, in denen die Appellation
im mündlichen Strafverfahren ausgeschloen it“, wie besonders in
Sachsen und Baden, woelbt die Berufungsinstanz nach längerem
Bestehen mit allseitiger Zutimmung abgeschafft worden und endlich
auf die Thatache, „daß in den Ländern, deren Gesetgebung die
Berufung nicht zugelaen oder bezw. wieder ausgeschloen hat,
Stimmen für die Wiedereinführung derelben nicht laut geworden
ind." Hieran knüpft der Bericht eine Erörterung der drei Car-
dinalpunkte, welche die Berufungsintanz in der Commission zu
Falle brachten:

1) sie it mit dem Princip der Mündlichkeit und der freien
Beweiswürdigung nicht vereinbar,

2) die Vortheile, welche durch sie behufs Findung eines
gerechten Urtheils in der einzelnen Strafsache angestrebt werden,
können durch andere Einrichtungen im mündlichen Verfahren erseht
werden,

3) die Construction derselben im mündlichen Strafverfahren
it mit großen Schwierigkeiten verbunden.
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Diesen drei Punkten, welche wir später eingehender zu be-
leuchten Gelegenheit finden werden, stellten die Gegner folgende
(Frwiderungen gegenüber:

a) Der Angeschuldigte, welchem in den meiten Untersuchungen
ein Vertheidiger überhaupt nicht oder doch nicht vor Cröffnung des
Hauptverfahrens zur Seite stehe, erlange oft ert durch den Gang
der Hauptverhandlung, ja, ert durch den Inhalt des Urtheils von
dem Umfange der wider ihn erhobenen Anklage und von den zur
Unterstützung derelben beigebrachten Thatachen genaue Kenntniß,
namentlich dann, wenn eine Vorunteruchung nicht stattfinde oder
die Anklage elbt rückichtlich ihres Inhalts für den Laien chwer
verständlich sei. Diesem Mangel werde durch Ausdehnung der
Wiederaufnahme des Verfahrens nicht abgeholfen, da dieselbe
ohne Beibringung neuer Beweismittel nicht zugelassen werde.

b) Durch die Statistik ei bewiesen, daß in denjenigen Ländern,
in welchen die Berufung eingeführt worden, die Appellationsgerichte
häufig die ertintanzlichen Urtheile abänderten, und zwar zum Theil
durch Herabetung der erkannten Strafe, ganz beonders aber durch
Freiprechung von der Antlage. Dieen Thatachen gegenüber er-
scheine der Auschluß der Berufung als eine ungerechtfertigte Be-
einträchtigung des Rechts des Angeschuldigten auf vollständiges
Gehör und auf die Möglichkeit vollständiger Geltendmachung der
zu seinen Gunsten vorhandenen Vertheidigungsthatsachen.

e) Auch wenn die Mangelhaftigkeit in der Instruction der
Appellationsinstanz zugestanden würde, o beweie doch die große
Zahl abändernder Erkenntnie zum Mindesten, daß die Ver-
urtheilung erstinstanzlich eine zweifelhafte gewesen, und die Con-
tatirung eines solchen Zweifels zur Freiprechung genügt habe.
Nebrigens lägen viele Fälle so, daß elbt bei einer nur theilweien
Reproduction des Beweises, ogar auch ohne eine olche, ein
icheres und zuverlässiges Urtheil bezügl. der angefochtenen Punkte
des erstinstanzlichen Erkenntnisses gewonnen werden könne.

Als maßgebend für die Berufungsfrage wurde in der
(Commission die Forderung anerkannt, daß eine Beseitigung der
Berufung nur dann zuläsig sei, wenn das Verfahren felbt



ZE:I

mit stärkeren Garantieen umgeben werde. Schon die Motive
wiesen auf diee Nothwendigkeit hin, indem sie einige derje-
nigen Gesetßgevungen ?) anzogen, welche den Eraß der Appel-
lation darin suchten, daß sie an dem Verfahren und der Urtheils-
prechung in erter Instanz Schöffen theilnehmen ließen, von der
Ansicht geleitet, daß die Heranziehung von Laienelementen den
Richterprüchen dasjenige öffentliche Vertrauen sichere, welches den
Verzicht auf ein Rechtsmittel der Appellation gestatte,~ eine An-
sicht, welche man in der Erfahrung mit Gesschworenen-Gerichten
betätigt finden will. Aber weder eine Reform in Beziehung auf
die Beseßung der Gerichte, noch das Erforderniß der Eintimmig-
keit der Richtercollegien, welches von Anderen ?) als ein Eratz der
Berufung gegeben worden, noch endlich die Gewährung erweiterter
Vertheidigungsbefugnise und einer obligatorichen Vorunteruchung
bei inappellablen Strafsachen ?)) wurden in der Comnission als
ausreichende Surrogate der Berufung erachtet; vielmehr veruchte
man dem von den Freunden s) der Appellation stets geltend ge-

machten Einwande:
„daß der Angeklagte häufig in der erten Instanz übereilt
werde, ert aus den Urtheilsgründen erfahre, worum es ich
eigentlich gegen ihn gehandelt, und alsdann der zweiten In-
stanz bedürfe, umein Feld wirksamererVertheidigung zu finden“,

in erster Linie durch eiue bessere Construction des ertin-
stanzlichen Verfahrens wirksam zu begegnen.

5) Württemberg, Oldenburg, Sachen und Hamburg.
s) Braunschweig und Oldenburg.
7) Württemberg und Baden.
s) Vergl. Mittermaier, Geseßzgebung und Rechtsübung über

Strafverfahren, S. 620; Goltdammers „Archiv“, Bd. IV, S. 32.
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V.I1.

Vertärkung der Garantieen des ertintanzlichen
Verfahrens.

Als solche führt der Commissionsbericht folgende an:
1) Die Bestimmungen des § 176 der St.-P.-O., nach welchen

eine Vorunteruchung in landgerichtlichen Strafsachen statt haben
kann, wenn der Angeschuldigte sie beantragt und erhebliche Gründe
geltend macht, aus denen eine Vorunteruchung zur Vorbereitung
seiner Vertheidigung erforderlich erscheint, in Verbindung mit der
dem Gericht im § 200 der St.-P.-O. ertheilten Ermächtigung, nach
Lage der Sache die Einleitung einer Vorunteruchung zu verfügen,
obgleich von der Staatsanwaltschaft die sofortige Eröffnung des
Hauptverfahrens beantragt worden war.

2) Die Vorschrift des s 165a der Commissions-Vorlage (nach
der zweiten Leung), durch welche dem Angeschuldigten die volle
Kenntniß von der Richtung und Begründung der Anklage und die
Möglichkeit gewährt wird, durch den Antrag auf Cinleitung einer
Vorunteruchung bezügl. auf Ergänzung der zeitherigen Erörterungen
den Vertheidigungsbeweis vorzubereiten, um gegen Ueberrachungen
in der Hauptverhandlung gesichert zu sein 1).

3) Die stärkere Beetung des erkennenden Gerichts: die Straf-
kammern sind (nach s 77 des G.-V.-G.) mit fünf Richtern zu be-

1) Die Absätze 2 und 3 des § 165a der Vorlage lauteten:
„Ist ein Vertheidiger vorhanden, so genügt es, diesen, unter Ge-

stattung der Acteneinsicht, zur Einbringung etwaiger Vertheidigungs-
Anträge aufzufordern.

Hat eine Vorunteruchung stattgefunden, so it die Auf-
forderung entsprechend zu beschränken, und ist dieselbe zu unter-
laen, wenn unter Mittheilung der Ergebnisse der Vorunteruchung die
erforderliche Befragung des Angeschuldigten oder eine entsprechende Auf-
forderung an den Vertheidiger während der Vorunteruchung erfolgt ist“.

Von diesen it nur der geperrt gedruckte Theil des Abs. 3 in den
§ 199 der St.-P.-O. aufgenommen worden.
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seßen; außerdem die Betimmung des § 262 der St.-P.-O., daß zu
jeder dem Angeklagten nachtheiligen Entcheidung eine Mehrheit
von vier Stimmenerforderlich ist.

4) Der Ausschluß derjenigen Richter von der Mitwirkung am
Urtheil, welche über Cröffnung des Hauptverfahrens entschieden
und den Angeklagten zur Hauptverhandlung verwieen haben (§ 17
des Entw. der St.-P.-O.).2)

5) Die Ausdehnung des Rechtsmittels der Reviion gegen-
über den in den meiten deutchen Geeßgebungen üblichen Bestim-
mungen über die Nichtigkeitsbechwerde. Hierdurch soll dem Nebel-
tand abgeholfen werden, daß durch die zu treng formalistiche
Natur der Nichtigkeitsbechwerde dem oberten Gerichtshofe die
Möglichkeit entzogen wird, bei offenbaren Rechtsverleßgungen in
einem zu seiner Cognition gebrachten Urtheil Abhilfe zu gewähren,
weil sie durch die aufgestellten Bechwerdepunkte in einem, die volle
Würdigung des Falles auschließgenden Maße beschränkt worden.

6) Die Ausdehnung der Wiederaufnahme des Verfahrens,
welche – entgegen den Vorschriften über die Zulässigkeit der Be-
rufung – an keine Frit gebunden it und daher die Geltend-

machung von neuen Umtänden jederzeit gestattet.

Auch gegen die Zulaung der Berufung in schöffengericht-
ichen Strafsachen erhoben ich in der Commission mancherlei Be-

denken. Abgeehen von den gegen die Berufung überhaupt geltend
gemachten Gründen, berief man sich vorzugsweise auf die Organi-
sation der Schöffengerichte, welche als Laiengerichte eine Berufungs-

2) Abs. 3 des § 17 lautete:
„Ein Richter, welcher bei der Entcheidung über die Eröffnung des

Hauptverfahrens mitgewirkt hat, it von der Mitwirkung bei dem Hauptver-
fahren vor der Strafkammer, dem Schwurgerichte und dem Reichsgerichte
ausgeschlossen.“

Bei der wiederholten Commissionsberathung hat dieer Absatz die
demnächst vom Reichstage angenomniene Faung erhalten:

„An dem Hauptverfahren vor der Strafkammer dürfen mehr als zwei
von denjenigen Richtern, welche bei der Entscheidung über die Eröffnung des
Hauptverfahrens mitgewirkt haben, und namentlich der Richter, welcher Be-
richt über den Antrag der Staatsanwaltchaft erstattet hatte, nicht theil-
nehmen.“ (§$ 23 Abf. 3 der St.-P.-O.).
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instanz eo ipso auschlöen. Demgegenüber konnte man ich aber
der Ansicht nicht verchließgen, daß gerade bei der Besetzung der
Schöffengerichte mit drei Personen (einem Rechtsgelehrten und zwei
Laien) und in Anbetracht des bei ihnen unter Ausschluß jeder Vor-
untersuchung beobachteten ummarichen Verfahrens die Jnappella-
bilität der Erkenntnisse bedenklich ercheine; diese Bedenken wurden
noch vertärkt durch den Umtand, daß eine Mehrheit von zwei
Stimmen bei einer Beeßzung mit drei Votanten kaum als genü-

gende Grundlage für eine endgiltige Entcheidung angeehen zu
werden verdiene. Rücksichtlich dieses leßteren Mangels hätte man
allerdings zur Verurtheilung in chöffengerichtlichen Strafsachen ein-
fach Einstimmigkeit der Votanten annehmen können, wodurch ohne
Frage das Verlangen nach einer zweiten Instanz in der Hauptsache
hinfällig geworden wäre; indeß verkannte man nicht, daß durch
die Verwirklichung dieser Maßregel die Frage der Verurtheilung
rep. Freiprechung thatächlich in eine Hand gelegt werde. Alle
diese Gründe bestimmten die Commission schließlich zur Beibehal-
tung der Berufung in chöffengerichtlichen Strafsachen, womit ein
Theil der Mitglieder zugleich auch diejenigen Cinwendungen für
erledigt erachtete, welche man gegen die bechloene Ausdehnung
der chöffengerichtlichen Competenz auf eine Mehrzahl von Ver-

gehen erhoben hatte.
Die Frage, ob die Berufung dem Staatsanwalte in glei-

chem Umfange wie dem Angeklagten einzuräumen sei, beantwortete
die Majorität der Commission in erter Leung, wo die Berufung
gegen landgerichtliche Urtheile noch beibehalten worden, in ver-
neinendem Sinne; in der zweiten Lesung hingegen wurde dieselbe
bezügl. der sch öffengerichtlichen Strafsachen bejaht, und zwar
aus denselben Gründen, welche oben für Beibehaltung der Berufung
in diesen Sachen angeführt sind.

Betresffs des Verfahrens in der Appellationsinstanz
endlich hielt man es für gerathen, ich vorläufig den in mehreren
deutschen Geeßgebungen schon vorhandenen, diesbezüglichen Be-
stimmungen in der Hauptache anzuchließen, bis der Berufungs-
intanz durch die Erfahrung eine definitive Gestaltung
vorgezeichnet werde.
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VIII.

Zuammenltellung der Gründe für und wider die
Berufungsinlkanz.

Bevor wir auf die Gründe für und wider die Berufungs-

intanz näher eingehen, dürfte es zweckmäßig ercheinen, einen
Punkt, der mit Unrecht in diese Frage hineingezogen wird, vorweg
auszucheiden: wir meinen den Hinweis auf die zweite Instanz im
Civilproceß, aus deren Cxitenz man die Nothwendigkeit der

Berufung auch für den Strafproceß herleiten möchte. Man hat
gesagt: im bürgerlichen Proceß seien dieelben Principien vor-
herrchend, in Civilachen ei ein unrichtiges Urtheil eher zu er-
tragen als in Strafsachen, und doch werde dort die Berufung in
allen Sachen ohne Bechränkung zugelaen. Es kann jedoch keinem
Zweifel unterliegen, daß eine Parallele zwichen Criminal- und
Civilachen in dieer Frage gar nicht gezogen werden kann, weil
die erteren ganz anderer Natur sind als die leßteren: im Straf-
proceß geschieht die Beweisaufnahme (deren Gegenstand übrigens
in beiden Proceßarten ein verchiedener it) meit durch Indicien-
beweis, in welchem die einzelnen Thatumstände nur die Grundlage
zur Errichtung des Beweies bilden; zudem handelt es sich bei der
Urtheilsprechung meit nur um die Anwendung bestimmter und
leicht vertändlicher Gesetßesparagraphen auf die That einer greif-
baren Person, so daß das Auffinden aller möglicher Weise relevanten
Thatachen und Beweismittel chon vor dem Urtheil selten mit
Schwierigkeiten verknüpft it.t) Der Beweis im Civilproceß

1) Als einen Eraß der Berufung hat man hier die Erweiterung
der Wiederaufnahme des Verfahrens, die an keine Frist gebunden ist,
angeehen, weil man sich sagen mußte, daß da, wo es sich um den Beweis
der Unschuld handele, keine Rechtskraft eintreten dürfe: der Beweis der
Unschuld muß jederzeit geliefert werden können.
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hingegen ist an sich einfacher, da er sich meit auf bestimmt ab-
gegrenzte Thatsachen tüht; hierzu kommt, daß das anzuwendende
Recht oft nicht von Anfang an gegeben, sondern ert zu finden ist,
woraus sich dann eine viel größere Schwierigkeit der Subumtion
der Thatsachen unter das (oft ungeschriebene) Recht ergiebt. Diese
Momente sind für die Beibehaltung der Berufung im Civilprocesse
maßgebend gewesen; dafür it hier aber die Wiederaufnahme
des Verfahrens bezügl. der Nova eingechränkt (ek. g 545 der
C.-P.-O.) und an eine Nothfrit (s 549 der C.-P.-O.) gebunden,
weil die Parteien ein endgiltiges Erkenntniß anstreben, der Staat
aber einer Sicherung des verurtheilenden Erkenntnisses gegen einen
Unchuldsbeweis nicht bedarf.

Als ein Hauptargument für die Beibehaltung der
Berufung hat man hervorgehoben, daß der Angeschuldigte oft
erst durch den Inhalt des Urtheils von dem Umfange der wider
ihn erhobenen Anklage und von den zur Unterstützung derelben
beigebrachten Thatachen genaue Kenntniß erlange (ct. Seite 37
sub a und Anm. 8 auf S. 38); die Wiederaufnahme des Verfahrens

gewähre hiergegen keinen ausreichenden Schuß. Für diese Ansicht
sind folgende Gesichtspunkte geltend gemacht worden:

Die Erfahrung lehrt, daß die Angeklagten bei den Straf-
kammern ert in der erten öffentlichen Verhandlung erfahren,
was maneigentlich gegen ie vorbringe, welche Beweisnittel
gegen sie daeien, da ert darauf stießen, worauf man eitens
der Anklage und der Richter gegen ie das größte Gewicht
lege; wenn man sich vergegenwärtigt, wie viele von diesen
Angeklagten ohne Vertheidiger in der Vorunteruchung, im
Hauptverfahren waren, und wie oft, wenn elbt ein Ver-
theidiger in letter Stunde zugezogen worden, er ert am
Tage der Hauptverhandlung Gelegenheit erhielt, noch den Proceß
zu instruiren, die gehörigen Entlatungsmittel beizubringen, nur
klar zu werden aus den unklaren Mittheilungen des zu gründlicher
Instruction völlig unfähigen Angeklagten, ~ wenn man ich dies

Alles vergegenwärtigt, dann muß man zu der Crkenntniß gelangen,
daß der Auschluß der Appellation die höchte Gefahr für die
Rechtssicherheit bedeutet, für die Vertheidigung und für die Un-

4 *
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chuld.2? ~ In der Vorbereitung hat allein der Staatsanwalt das

Wort, er ist jederzeit unterrichtet, er hat jederzeit die Herrchaft
darüber, wie der Proceß weiter geleitet werden oll; der Angeklagte
im Gefängniß wird gar nicht in Kenntniß geeßt von dem, was
vorgeht; denn der Richter hat sich verchworen, mit dem Staats-
anwalt gemeinschaftlich alle Momente der Anklage zuammen zu
tragen, und der Angeklagte wird ert unterrichtet, sobald die Er-
mittelung der Thatachen chon so vorbereitet it, daß es chwer
werden muß, sie in einer mündlichen Verhandlung zu erchüttern
Davon hat der Vertheidiger wohl das Gefühl, aber er it im
heutigen Verfahren so eingeengt, daß er fat als eine unwesentliche
Peron ercheint und hilflos dem Vorsitzenden des Gerichts gegen-
übersteht: es fehlt an Bürgschaften dafür, daß die Vertheidigung
zur rechten Zeit getroffen werden kann.?) Goltdammer endlich
hebt in seinem „Archiv" (Band IV) noch hervor, „daß Personen
aus den niederen Ständen ert durch die Hauptverhandlung und
die Entscheidung des erten Richters zu einem eigentlichen Ver-
ständniß der Sache und nunmehr durch ihren in zweiter Instanz
hauptsächlich erst angetretenen Vertheidigungsbeweis zur Frei-
sprechung in appellatorio gelangt sind“, und daß andrerseits „der
von der Anklage abweichende, veränderte Geichtspunkt des
Richters ert in zweiter Instanz ein besonderes Vertheidigungs-
moment darbot, für welches nach der Antlage allein keine besondere
Veranlassung vorlag."

Diesen Uebelständen abzuhelfen fordert man nun entweder
die Berufungsinstanz oder anstatt derelben (Lratmittel, welche eine
volltändige Austragung der Strafsachen in erter Instanz ermög-
lichen. Ob die Gewähr der erteren auf das ertintanzliche Ver-
fahren einen erheblichen Einfluß ausüben kann, wollen wir päter
erörtern; zunächt werden wir die erhobenen Beschwerden, soweit
sie auf den leßterwähnten Umstand, die Garantien des Verfahrens
vor dem erten Richter, Bezug haben, näher ins Auge fassen. Der

?) Abg. Miquel während der erten Berathung im Plenum
(18. Sitzung vom 26. November 1874; stenographicher Bericht S. 383).

3) Abg. Dr. Lasker, ebenda S. 343.
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Commissionsbericht hob in seinen beiden ersten Nummern, wie wir
bei Aufzählung der Garantieen gesehen (ek. Seite 39 sub Nr. 1
und 2), hervor: die Betimmungen des § 176 in Verbindung mit
denen des s 200, sowie die des § 199 der St.-P.-O. (des sogen.
Defensional-Termins), welch' letterer in seiner jeßzigen Faung
folgendermaßen lautet:

„Der Vorsitzende des Gerichts hat die Anklageschrift dem An-
gechuldigten mitzutheilen und ihn zugleich aufzufordern, sich inner-
halb einer zu bestimmenden Frit zu erklären, ob er eine Vorunter-
suchung oder die Vornahme einzelner Beweiserhebungen vor der
Hauptverhandlung beantragen, oder Einwendungen gegen die Er-
öffnung des Hauptverfahrens vorbringen wolle.

Hat eine Vorunteruchung stattgefunden, so ist die Aufforde-
rung entsprechend zu beschränken.

Ueber die Anträge und Einwendungen bechließt das Gericht.
Eine Anfechtung des Bechlues findet nur nach Maßgabe der
Bestimmungen im § 180 Abs. 1 und § 1811) statt.

Auf die vor den Schöffengerichten zu vexhandelnden Sachen
finden die Betimmungen dieses Paragraphen keine Anwendung.“

Hierzu kommt noch eine weitere Garantie für das vor-
bereitende Verfahren: die Betimmungen über Aenderungen der
Anklage und Anträge auf Aussetzung der Hauptverhandlung
(§ 264 der St.-P.-O.). Hiernach darf

1) eine Verurtheilung auf Grund eines anderenals des in
dem Beschlue über die Eröffnung des Hauptverfahrens angeführten
Strafgesehes nicht erfolgen, ohne daß der Angeklagte zuvor auf die
Veränderung des rechtlichen Gesichtspunktes besonders hingewiesen
und ihm Gelegenheit zur Vertheidigung gegeben worden ist;

2) it ebeno zu verfahren, wenn ert in der Verhandlung
solche vom Strafgeete besonders vorgeehene Umtände behauptet
werden, welche die Strafbarkeit erhöhen;

1) Gegen den Beschluß des Gerichts, durch welchen der vom An-
gechuldigten erhobene Einwand der Unzutändigkeit verworfen wird, ist
sofortige Beschwerde zulässig (§ 180. 1), ebenso gegen den Beschluß, durch
welchen der Antrag der Staatsanwaltschaft oder des Angeschuldigten auf
Eröffnung der Vorunteruchung abgelehnt worden ist (§8 181).
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3) kann der Angeklagte unter der Behauptung, auf die Ver-
theidigung nicht genügend vorbereitet zu sein, Aussetzung der
Hauptverhandlung beantragen, falls neu hervorgetretene Umstände
(eventl. auch die sub 2 aufgeführten) die Anwendung eines
chwereren Strafgeetßes gegen ihn zulaen würden, als desjenigen,
welches im Eröffnungsbechlue angeführt ist®);

4) muß das Gericht auch sont auf Antrag oder von Amts-
wegen die Hauptverhandlung aussetzen, falls dies in Folge einer
veränderten Sachlage zur genügenden Vorbereitung der Anklage
oder Vertheidigung angemessen erscheint.

Mit dieen Garantieen haben sich aber die Freunde der Be-
rufung nicht begnügen wollen, sie verlangten zum Theil die volle
Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des Vorverfahrens und
obligatoriche Vorunteruchung und Vertheidigung in allen
Straffällen. Hiergegen it aber mit Recht Folgendes geltend ge-
macht worden: Cine volle Gleichtellung der Vorunteruchung mit
der Hauptverhandlung würde einen gleichen Character beider be-
dingen, welchen sie offenbar nicht haben. Die Vorunteruchung
würde dann zu einer Quasi - Hauptverhandlung erhoben werden,

welcher später eine nochmalige Hauptverhandlung zwecks Urtheils-
fällung folgt, o daß letztere nichts als eine Reproduction der Vor-
untersuchung bedeuten würde. Ferner it zu erinnern, daß die
Hauptverhandlung sich wesentlich dadurch von der Vorunteruchung
untercheidet, daß sie als einheitliches Ganze aufzufassen ist, als eine
Concentration ämmtlicher Voracte, welche allein die Durchführung
des Princips der Mündlichkeit ermöglicht, wohingegen die Vor-
unteruchung ich aus einer Reihe einzelner Acte zuammensettt und
daher auf dem Princip der Schriftlichkeit beruhen muß. Zudem
würde eine zu ausgedehnte Voruntersuchung (auch für die gerin-
geren Reate) nothwendiger Weise zum geheimen Inquisitionspro-

5) Die Vorschrift sub 3 findet auf die Verhandlungen vor den
Schöffengerichten und vor den Landgerichten in der Berufungsinstanz,
sofern die Verhandlung vor letzteren eine Uebertretung betrifft oder auf
erhobene Privatklage erfolgt, keine Anwendung (ck. § 244 Abs. 2). Diese
Einschränkung ist ert bei der wiederholten Commissionsberathung als
Abs. 5 dem § 264 beigefügt worden.
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ceß zurückführen und die Wirksamkeit der mündlichen Verhandlung
verderben; das ganze Verfahren würde durch eine Häufung seiner
Vorbereitungsstadien unpractich werden und eine unendliche Ver-
schleppung der Procese herbeiführen: eine rache und prompte
Urtheilsprechung bleibt demgegenüber das Haupterforderniß einer

guten Geseßgebung.
(Endlich verteht sich von selbt, daß man einiger Ausnahme-

fälle wegen nicht die große Zahl derjenigen Fälle, wo das Ver-
fahren durch die durchsichtige Sachlage, durch das vorliegende Ge-
ständniß des Angeklagten, sich als ein ehr vereinfachtes darstellt,
unnöthig complicirt zu gestalten braucht dadurch, daß man das Vor-
verfahren mit allen möglichen Garantieen umgiebt, und daß vor
Allem eine obligatoriche Vertheidigung legislatorich widersinnig,
practich undurchführbar wäre, nicht, weil es, wie man mit Unrecht
behauptet, an den nöthigen Vertheidigern fehlt, ~ die Juristen ind
bekanntlich überall ehr tark vertreten, man brauchte nur die Grenzen
der Zulaung im Sinne der ss 138. 2, 139 und 144. 2 etwas mehr
auszudehnen, - sondern weil es pecuniär entweder dem Angeklagten

unmöglich oder dem Staat unwillkommenist.
"Man ist noch weiter gegangen, indem man nicht allein Wieder-

einführung der Berufung, sondern daneben auch die Mehrzahl der
gewährten Garantieen forderte als unentbehrliches Mittel, um das
Material in möglichter Selbständigkeit zu sammeln, damit die
Hauptverhandlung eine genügende Bais erhalte. Namentlich,
meinte man, könne es nicht schaden, wenn die Garantieen für die

Voruntersuchung neben der Berufung erhalten blieben; denn sie
dienten gerade dazu die Wahrheit ans Licht zu fördern, und wenn
ie recht vollständig seien, o werde die zweite Instanz weniger
häufig angerufen, + woraus ich übrigens der Schluß ziehen läßt,
daß sie vollständig überflüsig wird, wenn die Verbeerungen des
erstinstanzlichen Verfahrens einen gewien Grad erreicht haben.
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Dir Garantiren in der Vorunteruchung.

Die Voruntersuchung dient zur Erörterung der dem An-
gechuldigten zur Lat gelegten That in soweit, als dies zur Be-
antwortung der Frage nöthig it, ob das Hauptverfahren zu er-
öffnen oder der Angeschuldigte außer Verfolgung zu seßen sei. Sie
unterscheidet ich demnach von den bloßen Vorerörterungen dadurch,
daß in ihr die Anschuldigung wegen einer bestimmten That gegen
eine betimmte Person gerichtet ist, und daß die Entscheidung
über den Umfang und die Richtung der Voruntersuchung lediglich
in dem Ermessen des Richters ruht, während der Staatsanwalt ie
nur durch einzelne Anträge beeinfluen kann. Die Vorerörterungen
können bei vorliegenden, dringenden Verdachtsmomenten eine Vor-
untersuchung überflüsig erscheinen laen, so daß eventl. die so-
fortige Eröffnung des Hauptverfahrens in Frage stehen kann.
Obligatorich it die Voruntersuchung (nach § 176) in denjenigen
Strafsachen, welche zur Competenz des Reichsgerichts oder der
Schwurgerichte gehören; ausgeschlossen ist sie in chöffengerichtlichen
Strafsachen. In den landgerichtlichen Strafsachen it es dem
Ermessen des Staatsanwalts anheimgegeben, ob eine Vorunter-
suchung zu beantragen oder ohne diee durch unmittelbare Erhebung
der Anklage das Hauptverfahren herbeizuführen sei. Ein Anlaß
zu dem Antrage auf Vorunteruchung wird oft darin zu finden
sein, daß sich der Angeschuldigte in Haft befindet, da die im § 126
der St.-P.-O. festgesetten Fristen !) zur Vorbereitung des Haupt-
verfahrens häufig zu kurze ein werden. Crhebt die Staatsanwalt-
schaft hingegen die Anklage unmittelbar (§ 197), so darf der An-

!) Die provioriche Unteruchungshaft darf bei Verbrechen
und Vergehen höchtens vier Wochen, bei Uebertretungen höchstens zwei
Wochen betragen; sie wird über ihren normalen Zeitraum von einer
Woche nur auf Antrag der Staatsanwaltchaft ausgedehnt (8 126 der
St.-P.-O.).
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gechuldigte, welchem, wie wir bereits im Abschnitt VIII (S. 45;
vergl. auch S. 39, Nr. 2 und Anm. 1) geehen haben, die Antlage-
chrift auf Grund des § 199 mitzutheilen ist, die Cröffnung einer
Vorunteruchung zur Vorbereitung seiner Vertheidigung unter Dar-
legung von Gründen beantragen. Ueber die Erheblichkeit der an-

geführten Gründe entscheidet das Gericht. Außerdem kann das
lettere nach § 200 die Cröffnung einer Vorunteruchung auch von

Amtswegen beschließen.
In allen diesen Bestimmungen, namentlich in derjenigen,

welche den Angeschuldigten berechtigt, auf Voruntersuchung an-
zutragen, sehen wir ziemlich weitgehende Concessionen zu Gunsten
des letteren. Allerdings scheint dies auch im Interee des An-
gechuldigten und seiner Vertheidigung geboten; denn die sofortige
Cröffnung des Hauptverfahrens ohne vorherige Vorunteruchung
kann unter Umständen leicht eine (Gefährdung des Vertheidigungs-
beweises involviren, zumal, wenn der Angechuldigte in den Vor-
erörterungen nicht immer Gelegenheit gefunden hatte, die seiner
Vertheidigung förderlichen (Frhebungen zu beantragen. Hierzu
kommt noch ein chwerwiegendes Moment: In der Hauptverhand-
lung wird die (Entscheidung über die Schuldfrage inappellabel ge-
fällt, sonach it der Angeschuldigte bezüglich einer Vertheidigung
auf die Hauptverhandlung bechränkt; er kann sie in einer zweiten
Instanz nicht mehr ergänzen, was besonders ins Gewicht fallen
muß, da der Angeklagte erst der Anklageschrift die Richtung und
Begründung der Anklage entnehmen und danach den Entlastungs-
beweis vorbereiten kann.

(Fin unbedingtes Recht, die (Finleitung einer Vorunteruchung
in allen Fällen beantragen zu dürfen, it dem Angechuldigten nicht
eingeräumt worden; dies ercheint auch in sofern überflüssig, als
jede berechtigte Fürorge für die Intereen der Vertheidigung nach
dem Vorstehenden gewahrt ist, zumal die Entcheidung über dies-
bezügliche Anträge dem Gericht mit der ausdrücklichen Ermächtigung
anheimgestellt wird, denelben stattzugeben, wenn der Angeschuldigte
„erhebliche Gründe geltend macht, aus denen eine Vorunteruchung
zur Vorbereitung seiner Vertheidigung erforderlich erscheint“ (§ 176).
Außerdem it endlich u. a. auch wesentlich für das Interesse der
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Vertheidigung durch die Vorschriften der §F§ 158 und 164 gesorgt,
wonach die Staatsanwaltchaft nicht blos die zur Belatung, son-
dern auch die zur Entlastung dienenden Umtände zu er-

mitteln und für die Erhebung derjenigen Beweie Sorge zu
tragen hat, deren Verlut zu befürchten steht (§ 158. 2), und der
Amtsrichter einzelne vom Beschuldigten zu seiner Entlatung bean-
tragte Beweiserhebungen, soweit er dieselben für erheblich erachtet,
vorzunehmen hat, wenn der Verlut der Beweie zu besorgen teht
oder die Beweiserhebung die Freiprechung des Beschuldigten be-
gründen kann (§ 164. 1 der St.-P.-O.).

V

Dir Vertheidigung.

Der § 199 der St.-P.-O. (vergl. Abschn. VIII auf Seite 45,
wo derelbe im Wortlaut mitgetheilt it)h, war im Entwurf nicht
enthalten. Die Jutizcommission des Reichstags hat ihn aufgenommen,
um in denjenigen Strafsachen, in denen die Berufungsinstanz fort-
gefallen it, dem Angeschuldigten einen erhöhten Schutz gegen die
Gefahr zu gewähren, daß die Hauptverhandlung ohne genügende
Vorbereitung der Vertheidigung stattfinde. Es handelt sich hierin
um folgende Anträge, welche der Angeschuldigte nach Mittheilung
der Anklageschrift stellen kann: Er kann nämlich beantragen

1) Eröffnung einer Vorunteruchung, falls eine solche noch
nicht stattgefunden hatte,

2) die Vornahme einzelner von ihm genau anzugebender Be-
weiserhebungen, und

3) die Nichteröffnung des Hauptverfahrens, weil die Anklage,
wie näher zu präcisiren, in thatächlicher oder rechtlicher Hinsicht
nicht begründet ercheint.

Hiergegen, owie gegen Inhalt und Fassung des § 199 sind
vom Standpunkte des Rechts, wie der Praris die allergrößten
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Bedenken geltend gemacht worden. Es mag zugestanden werden,
daß die genannten Betimmungen in gewisser Hinsicht als Kautelen
zur Abwehr erhobener Anschuldigungen betrachtet werden können,
wie ausdrücklich auch betont wurde’), sie eien eingeführt worden,
um die Garantieen der Angeschuldigten für eine umfassende Vor-
bereitung seiner Vertheidigung den Belatungsmomenten der
Staatsanwaltchaft gegenüber zu vermehren; ert die Anklage-
schrift gebe dem Angeschuldigten das vollständige und sichere Bild
der Belatung und ichere ihn vor „Neberrachung". Aber es it
andrerseits auch nicht zu verkennen, daß im § 199 dem aufgeklärten
Angeschuldigten ein willkommenes Mittel an die Hand gegeben ist,
seinen Proceß nach Belieben zu verchleppen, insbesondere dadurch,
daß er weder in der Vorunteruchung, noch im Vorermittelungs-
verfahren mit seinem Vertheidigungsmaterial hervortritt, ondern
erst nach voller Kenntniß des Anklagematerials sich zur Abwehr
vorbereitet. In praxi hat ich freilich gezeigt, daß nach beiden
Richtungen hin die Betimmungen des § 199 zu keinem poitiven
Resultat geführt haben: Die Ausführung derselben it fat zu einer
leeren Formalität herabgeunken, insbesondere haben sie den Zwect'
als Schutz des Angeklagten gegen nicht gehörig vorbereitete An-
klagen zu dienen, nicht erfüllt. Denn dem Angeklagten, welcher
aus pecuniären Gründen meit auf den Beistand eines Vertheidigers
verzichten muß, it mit Zutellung der Anklageschrift wenig gedient.
Sie it für ihn vollständig unverständlich, namentlich, was die
Relevanz der Entlatungsmomente und ihre Beziehung zu den
Belatungsmomenten anlangt; befindet er ich in Unteruchungshoft,
so teht er der Anklageschrift noch rath- und hilfloer gegenüber;
die mangelhaften, meist die eigene Unwissenheit verhüllenden Finger-
zeige des Gefängnißwärters oder Mitgefangener können ihn dem

Dilemmanicht entreißen.
Umjene Vorschriften zur vollen Geltung zu bringen, it nun

vorgeschlagen worden?), eine Unterredung zwichen Richter

E 1) Thilo, die Straf- Prozeß -Ordnung für das deutche Reich,

? 233, ?r | uuesrze: die Berufung im Strafverfahren c., Seite 86
und 37.
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und Angeklagten zuzulaen, in welcher der leßtere über die An-
klagechrift und deren Inhalt belehrt und mündlich aufgefordert
werde, dasjenige anzugeben, was er gegen die Anklage noch vor-
bringen möchte, – ein ehr beachtenswerther Vorchlag, dem die

vorausgesete Wirkung, die Vorerörterungen so zu ergänzen, daß
das gesammte Beweismaterial in der ersten Instanz vollständiger vor-
geführt werden könne, nicht abzuprechen it Gleichzeitig hätte ein
solches Vorverhör auch den Vortheil, daß Richter und Angeklagter
sich persönlich kennen lernen, was nach beiden Richtungen hin für
die Hauptverhandlung von erheblichem Nutzen sein kann. ~ Vir

möchten diesen Vorchlag, um dem CEinwand zu begegnen, daß der-
selbe zu Weitläufigtkeiten führen werde, noch dahin ergänzen, daß
anstatt dieses Vorverhörs eine forme lle La du u g (rep. Vor-
führung) d e s Ang e kla gt en ratham ercheinen dürfte zu d e r-

jenigen Sihung der sogen. „Bechlußkammer“,
in welcher über die Eröffnung des Hauptverfah-
rens entchieden wird. Cine Zutellung der Antlageschrift
nach § 199 wäre dann nurerforderlich, wenn der gehörig vorge-
ladene Angetlagte nicht erscheint, in welchem Falle er ich über
mangelhafte Vorbereitung nicht wird beklagen können.

Aehnlich, wie die Vorchriften des § 199 verfehlen auch die des
§ 264 (vergl. S. 45 unten und S. 46) ihren Zweck. Die Motive, aus
denen sie hervorgegangen, sind völlig zu billigen, ~ aber der An-

geklagte verteht ie ebenowenig wie die Anklageschrift. Die Ten-
denz des § 264 war, wie bereits angedeutet, die, eine Beeinträch-
tigung der Vertheidigung des Angeklagten bei eingetretener Klage-
änderung (§ 263, Abs. 2) zu verhüten. Allerdings oll der An-
geklagte auf die „Veränderung des rechtlichen Gesichtspunktes" be-
sonders hin g e wi e s e n werden, worüber (nach § 274) ein Ver-
merk im Protocoll aufzunehmen it; ob aber der Angeklagte dieen
„beonderen Hinweis" wird vertehen und benutzen können, it eine
andere Frage. Er wird, wenn er unvertheidigt it, fat nie in der
Lage sein, das in seinem Interee erforderliche Material so zu
bezeichnen und zu begründen, daß daraufhin einem Vertagungs-
antrage stattgegeben werden kann. Diee Crfahrung läßt sich all-
gemein auch auf alle diejenigen Fälle ausdehnen, wo in Folge eines
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mangelhaften und unvollständigen Vorverfahrens irgend welche
(Ergänzungen des Beweies in der Hauptverhandlung geboten

erscheinen.
(Fs fragt ich nun, ob dieen Mängeln des erstintanzlichen

Verfahrens durch die Einführung einer Berufungsinstanz, welche
die Möglichkeit einer Ergänzung der Vertheidigung gewähren würde,
abgeholfen werden kann. Diese Frage beantwortet sich ganz von
selbt, wenn man an dem Fundamentalsatze fethält, daß das Vor-
verfahren, der eigentliche Kernpunkt des Procees, dazu betimmt
it, alles zur Anklage und Vertheidigung Erforderliche auszumitteln.
(Entspricht das Vorverfahren dieser Bedingung voll und ganz, dann
wird die erte Instanz chon alle die SGarantieen bieten, welche
man irriger Weie in der Berufung finden will. Wie wir aber
bereits an mehreren Beispielen gesehen, entpricht die heutige Proceß-
ordnung diesen Anforderungen noch nicht in allen Punkten; vor-
züglich gewährt ie keine wirklich erschöpfende Vorbereitung des Ver-
theidigungsbeweises in erter Instanz. Dies bestätigt auch die fol-
gende Betrachtung. Dem Vertheidiger, welchem die nicht leichte
Aufgabe zufällt, aus den oft unklaren und verworrenen Angaben
des Angeschuldigten das erforderliche Material auszuondern, noth-
wendige Ergänzungen durch umständliche Fragestellung zu eliciren,
ind so kurze Friten eingeräumt, daß eine rechtzeitige Wahr-
nehmung der Vertheidigung kaum möglich ercheint. Gerade in den
Stadien des Vorbereitungsverfahrens, wo mehrfach Beweisauf-
nahmen stattfinden, die in der Hauptverhandlung nicht wiederholt
werden können, ist die Zulaung der Vertheidigung eine sehr be-
schränkte; den sich hieraus ergebenden Unzulänglichkeiten kann die
unbechränkte Zulaung in der Hauptverhandlung ebensowenig Ab-
hilfe gewähren, wie die Bestimmung des § 377. 8, nach welcher
die Revision zulässig it, obald die Vertheidigung in einem für die
(Entscheidung wesentlichen Punkte durch einen Bechluß des
Gerichts unzulässig beschränkt wurde, zumal die Stellung des
Vertheidigers nicht einmal der des Staatsanwalts äqual it. Außer-
dem werden auch die der Vertheidigung eingeräumten Rechte, wie
das der Acteneinicht nach Schluß der Vorunteruchung resp. Ein-
reichung der Anklageschrift (§ 148) tc, selbtvertändlich um so mehr
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Forderung, sie bei einer Reviion der Proceßordnung angemessen zu
verlängern, dürfte wohl als eine gerechtfertigte ercheinen.

Hier mag ich gleich eine kurze Erörterung der oft gehörten
Beschwerde, daß die Grenzen der nothwendig en Verthei-
digung zu eng gestectt seien, anschließen. Nach § 140 ist die
Vertheidigung nothwendig in landgerichtlichen Strafsachen,
1) wenn der Angeschuldigte taub oder tumm oder noch nicht echs-
zehn Jahre alt ist, 2) wenn ein Verbrechen?) (nicht eine strafbare
Handlung, die sich als Verbrechen dartellt, weil ie im Rückfall
begangen it) vorliegt und der Beschuldigte oder ein geseblicher
Vertreter die Betellung eines Vertheidigers beantragt, was inner-

halb dreier Tage (!) nach Zutellung der Anklageschrift (§ 199!)
geschehen muß. Das Gericht kann auch außerdem die Bestellung
eines Vertheidigers auf Antrag oder von Amtswegen anordnen
(§8 141). Die Bestellung des Vertheidigers kann chon während
des Vorverfahrens erfolgen (§ 142).

Wenn man bedenkt, wie hilflos der unvertheidigte, weniger

gebildete Angeklagte der mit allen Mitteln ausgerüsteten Anklage
in der Hauptverhandlung gegenüberteht, wie chwer es für ihn ist,
seine Entlatungsthatsachen vorzuführen und zur Geltung zu brin-
gen, so kann man sich des Gedankens kaum erwehren, daß die Für-
sorge des Gesetßes für die berechtigten Interessen deelben in dieer
Hinicht eine äußert mangelhafte it. Sonach erscheint eine Aus-
dehnung der nothwendigen Vertheidigung dringend geboten; aller-
dings wird ein diesbezüglicher Vorchlag auf energichen Widertand
stoßen + der leidigen Kostenfrage halber. Dies läßt chon der
(Commissionsbericht (S. 35) zur Genüge erkennen: Bei Berathung
des § 132 der Commissionsvorlage!) unterlag der Antrag der

3) Eine mit Zuchthaus, oder mit Festungshaft von mehr als fünf
Jahren bedrohte Handlung (§ 1 des St.-G.-B.).

4) Dem zum Vertheidiger bestellten Rechtsanwalte ind für die ge-
führte Vertheidigung die Gebühren nach Maßgabe der Gebührenordnung
aus der Staatskasse zu bezahlen.

Der Rückgriff an den in die Kosten verurtheilten Angeklagten bleibt
vorbehalten (§ 150 der St.-P.-O.).
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Minderheit, demzufolge die Koten der nothwendigen Vertheidigung
in allen Fällen, auch wenn der Vertheidiger vom Angeklagten ge-
wählt worden, der Staatskasse zur Lat fallen sollten. Man be-
schränkte ich darauf, die Defenionalien nur für bestellte Verthei-
digung in erter Linie der Staatskasse aufzuerlegen, was chon des-
halb ungerechtfertigt und inconequent erscheint, als der Angetlagte
diee Bestimmung umgehen kann, da ihm nach § 140 Abs. 4, wenn
er „einen Vertheidiger noch nicht gewählt hat, ein solcher von
Amtswegen zu bestellen“ it.

Die frühere Proceßordnung des Königreichs Sachsen kannte,
wie hier erwähnt zu werden verdient, einen Unterchied zwichen
bestelltem und gewähltem Vertheidiger nicht, ie ließ die noth-
wendige Vertheidigung bereits bei denjenigen Straffällen zu, welche
das Gesetz mit Zuchthaus oder vierjähriger Zwangsarbeit bedrohte.

Die nothwendige Vertheidigung in unerem Sinne würde
übrigens wesentlich zur Vereinfachung des Verfahrens beitragen;
~ die Befürchtung der Verchleppung und des Mißbrauchs)

glauben wir nicht theilen zu müen: das „odium dekensorum“
it für uns, wenn nicht ein überwundener Standpunkt, o doch ein
Ausnahmezutand. Zudem it der Vertheidiger der discretionären
und diseiplinaren Gewalt des Vorsißenden, seine Anträge tc. der

Prüfung des Gerichts unterworfen.
Was endlich die pecuniäre Seite der Frage anbelangt, so

greifen wir wohl nicht fehl, wenn wir behaupten, daß die Koten,
welche der ganze Apparat einer zweiten Instanz verchlingen würde,
ich immerhin noch höher beziffern dürften, als diejenigen, welche
eine angemessene Erweiterung der nothwendigen (bestellten und
Wahl-) Vertheidigung veruracht.

s) Vergl. v. Schwarze, die Berufung im Strafverfahren c.
S. 43 a. E.
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Die Wiederaufnahme des Verfahrens.

Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urtheil ge-
chloenen Verfahrens wird von der St.-P.-O. nicht als ein Rechts-
mittel betrachtet (vergl. § 405). Sie findet von Amtswegen nicht
tatt, ondern muß beantragt werden. Cin solcher Antrag kann
jederzeit gestellt werden, er hemmt aber die Vollstreckung des
Urtheils nicht, wenn auch nach § 400 zuweilen Aufschub rep. Unter-
brechung der Volltreckung auf Grund gerichtlicher Anordnung zu-
lässig it. Wiederaufnahme ist statthaft zu Gunt en und zu
Ungunten des Verurtheilten: wenn eine in der Hauptverhand-
lung producirte Urkunde unecht war, wenn ein Zeuge oder Sach-
vertändiger ich bezügl. seiner Ausage einer Verletzung der Cides-
pflicht schuldig gemacht hat, und wenn eine der zur Urtheilsfindung
berufenen Peronen ich in Beziehung auf die Sache einer solchen
Verleßung der Amtspflicht ") schuldig gemacht hat, daß sie deshalb
im Wege des gerichtlichen Strafverfahrens verfolgt werden könnte?).
Wiederaufnahme zu U n g un st en eines (freigeprochenen) An-

geklagten findet a u ß er dem tatt, wenn derselbe nachträglich vor
Gericht oder außergerichtlich ein glaubwürdiges Geständniß ablegt;
zu Gunten des Verurtheilten, wenn die Verurtheilung auf
Grund eines civilgerichtlichen Urtheils erfolgte, welches nachträglich
wieder aufgehoben worden und endlich, wenn neue Thatachen oder
Beweismittel beigebracht ind, welche allein oder in Verbindung

1) „sofern dieselbe nicht vom Verurtheilten selbt veranlaßt ist“
(§ 399. 3). Diese Beschränkung tritt nur bei der Wiederaufnahme zu
Gunten des Verurtheilten ein.

?) Wegen der im Obigen angeführten strafbaren Handlungen muß
entweder ein rechtskräftiges Urtheil ergangen sein, oder es muß die Ein-
leitung rep. Durchführung des Strafverfahrens aus anderen Gründen, als
wegen Mangels an Beweien, z. B. wegen Abwesenheit, Tod, Ver-
jährung rc. ausgeschlossen sein (§ 404).
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mit den früher erhobenen Beweisen Freiprechung oder Anwendung
eines milderen Strafgeeßes zu begründen geeignet ind 3). In den
vor den Schöffengerichten verhandelten Sachen können nurJolche
Nova beigebracht werden, die der Verurtheilte im früheren Ver-
fahren nicht gekannt hatte oder ohne Verchulden nicht geltend
machen konnte (§$§$ 399 und 402 der St.-P.-O.). Neber die Zu-
laung des Antrags auf Wiederaufnahme des Verfahrens entcheidet
das Gericht, deen Urtheil (mit dem Antrag) angefochten wird,
ohne mündliche Verhandlung ($§ 407).

Die St.-P.-O. hat die Wiederaufnahme des Verfahrens zu
Gunsten des Verurtheilten ausgedehnt, eine Vergünstigung, welche
von den Gegnern der Berufung unter denjenigen Institutionen
aufgeführt wird, welche die Garantieen des Verfahrens verstärken
sollen (vergl. Nr. 6 auf S. 40). Dies wird im Allgemeinen auch
anerkannt, dagegen bestreitet man, daß das Wiederaufnahmeverfahren
einen Eraß für den Wegfall der Berufungsinstanz gewähre.
Namentlich hat man auf die Ungleichheit der Zulässigkeit von
Rechtsmitteln gegen die von den verchiedenen Kategorieen der
Gerichte gefällten Urtheilsprüche hingewiesen: gegen sch öf f en-
gerichtlich e Urtheile wegen Uebertretungen und leichterer Ver-
gehen stehe die Berufung offen, welche ich auf die Rechtsfrage, die
Thatfrage und die Strafzumesung erstrecken könne, außerdem die
beschränkte Wiederaufnahme; in chwurg ericht li ch en Straf-
sachen, den schwereren Verbrechen, habe der Angeklagte stärkere
Garantieen in der erten Instanz, odann aber die Reviion und
die erweiterte Wiederaufnahme; nur für die mittlere Klasse straf-
barer Handlungen, in welcher die Zahl der Reate die bei Weitem
größte sei, in lan d g eri &lt; t li ch e n Strafsachen, seien nicht die-
selben Chancen gegeben, insbesondere könne die Strafzumeungs-
frage durch kein Rechtmittel wieder erörtert werden; hierolle die
Garantie in der Beeßzung der Strafkammern mit fünf Richtern
liegen, wovon vier das Schuldig aussprechen müen. Daß aber die

s) Wiederaufnahme zum Zwecke der Aenderung der Strafe
innerhalb des durch daelbe Geeß betimmten Strafmaßes ist
unstatthaft (§ 403).

Z
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Wiederaufnahme in chöffen- und chwurgerichtlichen Sachen für
nothwendig erachtet worden, sei gerade ein Beweis dafür, daß sie
als Eratß der Berufungsinstanz in landgerichtlichen Sachen nicht
mit angesehen werden könne. ~ Dieser (Finwand wird hinfällig,
wenn man in Erwägung zieht, daß bei (Gechworenenachen gegen

die Strafzumeung ein Rechtsmittel ebenfalls unstatthaft it, und
daß die Festeßkung des Strafmaßes dort nur drei Richtern, in
landgerichtlichen Strafsachen dagegen f ü n f Richtern überlassen it.
(Fine nochmalige Prüfung des Strafmaßes kann übrigens auch
leicht zum Nachtheil des Verurtheilten ausfallen, da, wie der Abg.
Dr. La sk er !) treffend bemerkte, dieselbe zuweilen ein arith-
metisches Berechnen nach ubjectiven Factoren, zuweilen gar nur
ein ungefähres Abwägen nach dem Gefühl it: schon das Reultat
bei dem erten Richter it mit einem tarken Beiat des Zufalls
gemischt; eine Sache wird dadurch nicht beer, daß man den Zufall
zweimal eine Rolle spielen läßt. Hierzu kommt noch, daß die
Wiederaufnahme in Schwurgerichtsachen dadurch an Bedeutung
verliert, daß das Verdict der Gechworenen ohne Entchei-
dungs gründe ertheilt wird, und daher die Hilfe wegfällt,
welche in anderen Strafsachen bei Vergleichung der älteren Beweis-
resultate mit dem Novum und der Prüfung des Cinflues des
letzteren auf jene durch die Entscheidungsgründe geleistet wird.
Dies ist auch der hauptächlichte Grund, weshalb die Zahl der im
Wiederaufnahmeverfahren aufgehobenen Urtheile in Schwurgerichts-
sachen eine verhältnißmäßig sehr niedrige it ?).

Weit berechtigter it der andrerseits erhobene Vorwurf, daß
die Wiederaufnahme mit dem Princip der Mündlichkeit im Wider-
spruch stehe, chon insofern, als die Entscheidung über ihre Zu-
lässigkeit auf Grund der Acten erfolge. Hierher gehört namentlich
die mangelhafte Reproduction der früheren Verhandlung, die Ab-
schwächung und der Verlut von Beweismitteln c.; diee Mängel hat

1) 22. Plenaritung vom 1. December 1876, stenogr. Ber. S. 540.
s) Seit Einführung der neuen Justizgesetze (1. October 1879) bis

1. Januar 1883 betrug nach amtlicher Feststellung die Zahl der im Wege
der Wiederaufnahme aufgehobenen Urtheilsprüche: in Schwurgerichts-
sachen 10, in landgerichtlichen Strafsachen 99, in chöffengerichtlichen 96.
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aber die Wiederaufnahme mit der Berufung gemein (cf. Abchn. XIII
und RIV, S. 67 u. 71), &gt; ie ind weder hier noch dort gänzlich
zu beseitigen. Die Wiederaufnahme bietet aber immerhin den Vor-
theil, daß sie die Geltendmachung neuer Umstände an keinerlei Zeit-
bechränkungen knüpft. Wie wir wissen, war die alte Berufung
durch die Bedingung, daß der Angechuldigte im früheren Verfahren
sicher in Unkenntniß über die Nova oder in der Unmöglichkeit ich
befunden haben mußte, ie zur Geltung zu bringen, so eingeschränkt,
daß das ganze Rechtsmittel oft verloren ging, während jetzt in der
nicht durch jene formale Rücksicht bechränkten Wiederaufnahme
eine völlig freie Berufung gestattet wird. Der Ausschluß der
Berufung berührt demgemäß nur die Fälle, wo das Thatachen-
material – unverändert ~ einer nochmaligen Prüfung durch den

zweiten Richter unterzogen werden soll. In dieser Wohlthat aber
liegt nicht die Voraussetzung eines beeren oder richtigeren Urtheils,
wie wir später ehen werden.

(Fine Härte chließt die Wiederaufnahme allerdings ein: ihre
Zulässigkeit gegen ein abolutoriches Urtheil, das dem An-
geklagten doch eigentlich eine unbedingte exceptio rei iudicatae
gewähren sollte. Man hat mit Recht geagt, daß die Möglichkeit
einer solchen Wiederaufnahme den Freigeprochenen einer dauernden
Beunruhigung aussete, was um so ungerechtfertigter erscheine, als
ja der Anklage stets die vollte Möglichkeit gewährt gewesen sei,
das Beweisverfahren gründlicht vorzubereiten. Cine vollständige
Ausschließung der Wiederaufnahme gegen freiprechende Erkenntnisse
wird sich zwar weder aus trafpolitichen Gründen, noch durch die
Rücksichten auf die Intereen des Angeklagten, noch durch die aus
der mangelhaften Reproduction hergeleiteten Argumente rechtfertigen
lasen; eine thunlichte Bechränkung, namentlich bezüglich der Fälle,
wo bei einem condemnatorichen Urtheile Wiederaufnahme behufs
Bestrafung wegen eines chwereren Delicts beantragt wird, scheint
indeß dringend geboten, namentlich, wenn man erwägt, daß in
dieen Fällen die Umkehrung des Satzes beonders grell zu Tage
tritt: „in dubio pro reo“.

Andrereits darf man nicht verkennen, daß eine zu weite Aus-
dehnung der Wiederaufnahme bedenklich it: ie gewährt den sogen.

*
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(Criminalquerulanten einen weiten Spielraum. Die Mehrzahl der
Wiederaufnahmefälle beruht auf Production neuer Thatachen oder
Beweismittel; wie diee oft beschaffen ind, lehrt die Erfahrung zur
(Genüge. Man erinnere nur die zahlreichen Fälle, bei denen es
ich heraustellt, daß die vorgebrachten Nova Nichts „Neues“ an
ich hatten; ie betanden in nachträglich präparirten Beweisen, ins-
beondere wohlfeilen Zeugen oder doch solchen Zeugen, die gern
etwas bekunden mochten, hierzu aber nicht im Stande waren. Daß
ein solches „Novum“ zugelassen wurde, erklärt ich einfach daraus,
daß es in Folge seiner Iolirung von den früheren Beweisthat-
sachen eine Bedeutung gewann, welche es gegenüber dem Geammt-
beweise und bei einer gleichzeitigen, die übrigen Beweismomente mit
umfassenden Beurtheilung nicht erlangt haben würde. Das Novum
tritt mehr in den Vordergrund, weil es als eigentlicher Motor der
Wiederaufnahme die beondere Beachtung der Proceßbetheiligten
herausfordert.

Ein weiterer Theil der Wiederaufnahmefälle beruht ferner
auf dem Nachweis von Zeugenmeineiden und falschen
Recognitionen. Lettere verchuldet nicht allein die Leichtfertig-
keit der Zeugen, zum Oefteren haben sie ihren Grund auch in der
Nebereilung der Verhandlungen. Dem Recognoscenten wird nicht
die genügende Zeit gelaen, sich das Bild des vielleicht wesentlich
veränderten Angeklagten wieder in die Erinnerung zurückzurufen,
so wie es sich früher einem Gedächtniß eingeprägt hat. Hieran sind
aber weder die Gerichtsmitglieder noch der Vorsißende Schuld;
vielmehr ist dieselbe einzig und allein der Neberlatung der
Gerichte, ergo + dem Mangel an Arbeitskräften zur Ueber-

wältigung des vorliegenden Arbeitsmaterials zuzuchreiben. Daß
ein solcher vorhanden ist, möge ein einfaches Rechenexempel darthun:

Nehmen wir an, es lägen einer Strafkammer 12 Sachen zur
Aburtheilung an einem Tage vor(oft ind es deren 14 und mehrl),
und die durchchnittliche Zeitdauer jeder Verhandlung betrüge eine
halbe Stunde, so hätte das Richtercolleginm + abgeehen von den
häuslichen Arbeiten ~ ununterbrochen 6 volle Stunden hinterein-

ander zu tagen. Nun fallen aber in der Regel einige + agen
wir 4 –ê Sachen aus (resp. werden sie bald vertagt), mithin blei-
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ben 8 Sachen = 4 Stunden; dafür haben ich aber 1 Sache auf
2, 2 Sachen auf 1 Stunde ausgedehnt, was häufig vorkommt, da
der Vorißende die Dauer der Verhandlungen nach den bezügl.
Acten nicht immer genau veranchlagen kann. Demnach kämen alo
zu den 4 Stunden noch weitere 4 hinzu, o daß im Ganzen 8 volle
Stunden richterlicher Amtsthätigkeit herauskommen würden! Regel-
mäßig zwar ist dies nicht der Fall, man frage indeß die Richter,
wie häufig es ich zuträgt, daß sie von 9 Uhr vornittags bis 5
Uhr nachmittags zu Gericht ißen! Käme dies auch nur allwöchent-
lich einmal vor, so hätte man jährlich immerhin eine ganz erkleck-
liche Anzahl von Verhandlungen, die nicht mit der erforderlichen
Gründlichkeit haben geführt werden können.

inen ebeno grellen Mangel zeigt die heutige Rechtsübung
auch in der Handhabung des Eides. Man vereidigt Zeugen
vielfach ohne (Grund schon im Vorverfahren, um ich gegen nach-
trägliche Aenderungen ihrer Aussagen zu schützen, + die Vorchrift
des § 65, Ab. 2 wird hier zu weit ausgedehnt. Fernerpflegt
man Zeugen, die über dieelbe Thatache abzuhören sind, vorihrer
Confrontation zu vereidigen, obgleich die letßtere vielleicht manchen
Widerpruch würde aufgeklärt haben. Endlich werden den Zeugen
vielfach Fragen vorgelegt, die das Geet garnicht oder wenigstens
nicht in der. beliebten Faung vorchreibt. So fragt man den Zeu-
gen z. B. nach einen Vorstrafen, die in öffentlicher Gerichtssitung
anzugeben er aus ganz natürlichen Gründen oft Anstand nehmen
wird, während es eigentlich genügt hätte, zu wissen, ob er bereits
wegen Meineids betraft worden it oder nicht. Zudem wird von
dem § 60 der St.-P.-O., welcher aus beonderen Gründen einen
asertorichen Cid zuläßt, ein zu eltener Gebrauch gemacht. Diese
Mängel, theils in Verbindung mit der flüchtigen, rein formellen
Ermahnung und Verwarnung der Zeugen, tragen nicht wenig dazu
bei, die Anzahl der Meineide und somit auch die der laxen Wieder-
aufnahmefälle zu vermehren: Der Feierlichkeit der gerichtlichen
Vereidigung kann ein Abbruch schlechterdings nicht mehr geschehen,
darum sorge man hierin wenigstens für zweckmäßigere Handhabung
des Gesees, o lange man ich zur Abschaffung des promi-
sorichen Eides überhaupt nicht entschließen zu können glaubt.
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Schließlich sei uns gestattet noch zu bemerken, daß bei den
vorzüglichen Eigenschaften, die wir an der Wiederaufnahme kennen
gelernt haben, der Gedanke, welcher von streng theoreticher Seite
angeregt worden, dieselbe zu bechränken, falls die Wiedereinführung
der Berufung bechloen werden sollte, für uns in weiter Ferne
liegt, ja, fat ausgeschlosen, seine Realiirung durch Nichts gerecht-
fertigt ercheint.

S|kUII.

Das Prinrip der Mündlichkeit und der freien
Bewriswürdigung.

Auf die im Abschnitt VI sub b und e (S. 387) angedeuteten,

zu Gunten der Berufung aufgeführten statistichen Nachweise foll
hier ebeno wie auf die zu Ungunsten beigebrachten nicht näher
eingegangen werden. Sie würden nur dann Beweiskraft haben
und zu berücksichtigen sein, wenn sie nach den Gründen, aus welchen
die Berufung eingelegt worden, geordnet, und auch contradictoriche
von Contumacial-Urtheilen geschieden wären; denn es kann, was
die erstere Forderung anlangt, nicht in Abrede gestellt werden, daß
es einen wesentlichen Unterschied macht, ob ein Erkenntniß wegen
Dissenes betreffs der Rechtsfrage, der Schuldfrage, der Beweis-
würdigung, der Strafzumesung oder wohl auch betreffs der Koten
reformirt wurde. Zudem wäre bei diesem tatitichen Material
auch auf die Länge der Erfahrungen, welche mit oder ohne Be-
rufung gemacht wurden, auf die Größe der fraglichen Territorien,
auf die Charactereigenthümlichkeiten ihrer Bewohner!) u. . w. ent-
sprechende Rücksicht zu nehmen.

1) Dieer Punkt ist nicht zu unterchäßen. Abg. Prof. Dr. Gneit
z. B. bemerkte hierüber (Prot. der Comm. S. 554), daß in Frantreich,
welches man ebenfalls angezogen hatte, die Berufung in sehr bescheidenem
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Wir haben im Vorangehenden bereits mehrfach zu der Frage
Stellung genommen, ob der Angeklagte bei der erstrichterlichen
Verhandlung in der Lage sei, ich volltändig über die Anktlage-
punkte zu instruiren; abgesehen von einigen leicht auszufüllenden
Lücken haben wir gefunden, daß diese Frage angeichts der um-
fassenden Garantieen, mit denen das erte Verfahren umgeben ist,
und denen sich übrigens im weiteren Verlauf unerer Abhandlung
noch einige beigesellen werden, im Großen, Ganzen bejaht werden
muß; zum Mindesten it deutlich geworden, daß bei einem organi-
irten Verfahren, einer wiederholten und völlig umfassenden Er-
örterung der Thatsachen es factich möglich it, die endgiltige
(Entscheidung in die erte Instanz zu verlegen: die Fehlgrenze für
menschliche Gerechtigkeitspflege kann thatsächlich in der ersten
Instanz so eng gesteckt sein, daß eine Correctur durch den ganzen
Apparat einer zweiten Instanz entbehrlich erscheint. Das ett
natürlich voraus, daß der Angetlagte ich der Tragweite des erten
Richterpruchs als einer endgiltigen Schickalsentcheidung voll
bewußt ist; denn es steht erfahrungsmäßig fest, daß er, wenn er
weiß, es stehen ihm noch eine oder gar mehrere Instanzen offen,
das erstrichterliche Verfahren vernachlässigt und seine Hoffnung auf
die ungewisse Zukunft baut.

Hieran schließt sich die Frage, ob durch Zulaung eines
Rechtsmittels die Strafsache an einen b eser informirten
Richter gelange, oder ob, wie man behauptet hat ?), die noch-
malige Prüfung eine „appellatio a indiee bene inkormato ad
iudicem peius inkormandum“ sei. Von der Beantwortungdieser
Frage, deren Bedeutung für die Berufungsinstanz auch in neuester

Maße als ein practiches Correctiv gegen menchliche Irrthümer gelten
könne; denn der franzöiche Richter sei an eine souveräne Stellung
gewöhnt, er gebe für die Thatfrage keine erchöpfenden Gründe, die Par-
teien beruhigten ich auch verhältnißmäßig leichter; während der deutsche
Richter, insbesondere der norddeutsche, etwas schwerfälliger sei: er müsse
Gründe geben und sei in der Handhabung des materiellen Rechts von
peinlicher Gewissenhaftigkeit, die Parteien seien treitüchtiger und überaus
geneigt, Rechtsmittel einzuwenden.

?) Abg. Vr. Marquarden (Prot. der Comm. S. 552).
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Zeit ?) noch anerkannt wird, hängt es wesentlich ab, ob wir uns auf
die Seite der Anhänger oder der Gegner der Berufung werden

tellen müssen.
Vorweg ausscheiden wollen wir den Gesichtspunkt, daß die

Hauptverhandlung der erten Instanz ebenfalls chon mangelhaft
sei, nämlich eine Reproduction des Vorverfahrens, und daß auch
im Wiederaufnahmeverfahren Zeitablauf und Zufall eine große
Rolle spielen; denn, wenn es in der That nöthig wird ~ und

leider it dies o ~ sich mit mangelhaften Beweisaufnahmen zu
behelfen, o muß man diese Fälle eben auf ein Minimum zu redu-
ciren uchen, ein Postulat, das durch den Wegfall der Berufungs-
instanz ohne Zweifel in höherem Maße erfüllt wird.

Vergegenwärtigen wir uns zunächt, weshalb die Appel-
lation im chriftlichen Unteruchungsproceß eingeführt worden
it. Bekanntlich gab der Inquirent die Acten, in denen erdie
wesentlichsten Ergebnisse der Unteruchung fixirt hatte, alo einen
Excerpt. aus den Aussagen des Angeklagten und der Zeugen
nebst seinen sonstigen Beobachtungen an das in erter Instanz
erkennende Gericht ab, welches einen Referenten delegirte, der nun
aus dieem Excerpt wiederum einen Auszug zum Vortragbrachte,
auf welchen sich dann ~ alo nach doppelter Sichtung des
Actenmaterials – das Uttheil des Richtercollegs stüßte. Die

Appellation war nun gegeben, weil man von der Ansicht ausging,

daß dem erkenneuden Gericht der Stoff nur unvolltändig vor-
gelegen habe, modificirt überdies durch die einseitige Anschauung des
Referenten, daß dies Urtheil daher einer Reviion bedürfe auf (Grund
nochmaliger Prüfung des Actenmaterials durch einen zweiten Refe-
renten, vor einem zweiten Collegium. Hiernach liegt das Essen-
tiale der Appellation vorzüglich in der ueceiven Arbeit verchie-
dener Referenten, verchiedener Urtheiler.

Alle diese Vorzüge sind aber chon durch das mündliche Ver-
fahren geboten. Das gesammte Beweismaterial liegt dem erkennenden
Gericht in der Hauptverhandlung vor; ämmtliche Richter, Ver-
theidiger und Angeklagter wohnen der Beweisaufnahme bei, eine

3) Motive des Antrags Muntctel.
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Ergänzung und Berichtigung it unmittelbar ermöglicht. Mithin
wird hier die fucc e ss iv e Arb eit der Ref erenten und

Collegien in den verchiedenen JInftanzen des
chrif tl ichen Verf a h r ens voll und ganz, ja, in besserer
Qualität dadurch ereßt, daß der ges am mt e App arat der

mündlichen Hauptverhandlung gleichzeitig in
Action tritt und functi o ni rt. Da sonach die Vortheile,
welche das Institut der Appellation im chriftlichen Untersuchungs-
proceß geboten hat, vollständig durch das öffentliche und mündliche
Verfahren gewährleistet werden, so folgt schon hieraus, daß eine
Berufungsinstanz dem mündlichen Strafverfahren widerspricht.

UNeberdies wird das Beweismaterial, elbt das in den Acten

fixirte, im mündlichen Verfahren, eine richtige Construction der
Hauptverhandlung vorausgesett, viel zweckmäßiger und übericht-
licher vorgeführt werden können, als dies sogar dann geschehen
könnte, wenn die Acten des chriftlichen Verfahrens nicht ercerpirt,
sondern originaliter wortgetreu vorgelesen würden; denn die Unter-
suchungsprotocolle enthalten selbtvertändlich nur dasjenige Beweis-
material, welches der Inquirent für erheblich erachtet hat, der Vor-
trag des Referenten hebt wiederum nur das hervor, was dieem
erheblich schien; alle ich daraus ergebenden Lücken, Irrthümer und
schiefen Auffaungen werden aber ~ bei aller Häufung der

Instanzen + stets das Urtheil beeinfluen. Dieser Nebelstand fällt
bei der unmittelbaren, mündlichen Beweisaufnahme nothwendiger
Weise fort.

Gegen diese Deductionen it nun geltend gemacht worden,
daß, wenn auch die Vortheile einer unmittelbaren Beweisaufnahme
nicht geleugnet werden könnten, der zweite Richter doch zur Ge-
nüge aus den Erkenntniß gründen des erten Urtheils erähe, ob
die erstrichterliche Entscheidung bezügl. der Thatfrage eine folge-
richtige sei oder nicht. (Es wird dabei vorausgesekt, daß dererte
Richter seine Ueberzeugungsgründe im Crtkenntniß4) in scharf accen-
tuirter Form hervortreten läßt, was leider nicht immer der Fall
it.) Für ihn handle es ich um die Frage, in welchem Ber-

©) Vergl. v. Schwarze, die Berufung im Strafverfahren 2c,,
S. 27 und folg.
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hältniß die Beurtheilung der Beweisresultate zur Freiprechung oder
Verurtheilung des Angeklagten stehe, und hierin sei der zweite
Richter günstiger gestellt, weil er der Sache weit unbefangener
gegenübertehe: er könne ganz andere Concluionen aus dem als
richtig anerkannten Material ziehen, als der index a quo. Das

Lettere soll keineswegs bestritten werden; allein, es fragt ich, ob
die späteren oder die früheren Schlüe die richtigeren sein werden.
Die Haltloigkeit der angeführten Anficht liegt aber darin, daß man
einerseits zugesteht, auf Unmittelbarkeit und Mündlichkeit der Be-
weisaufnahme sei hohes Gewicht zu legen, die Beweisreultate erter
Instanz seien deshalb als maßgebende anzuerkennen, andererseits
hingegen behauptet, der zweite Richter, vor dem diese Unmittelbar-
keit und Mündlichkeit der Beweisaufnahme nicht Platz greift, sei
dennoch im Stande, die Thatfrage beer zu beurtheilen als der
erste. Bezüglich der Strafzumeungsfrage verweisen wir im
Nebrigen auf Abschnitt XI (Seite 58), wo dieselbe specieller be-
handelt worden it.

(Erwähnenswerth ercheinen uns hier noch folgende sich wider-
sprechende Ansichten: Man agt einerseits, daß die bloße Critenz
einer zweiten Instanz eine Abchwächung der Sorgfalt in der
Prüfung des Materials in der ganzen Rechtprechung der ersten
Instanz zur Folge haben würde, ~ andererseits, daß dieelbe von
großer moralischer Einwirkung auf den Richter der erten Instanz
wäre, insofern als demelben dauernd vor Augen gestellt sei, daß
eine höhere Instanz ihn controllire. Wir glaubten aber diee Ge-
ichtspunkte, deren erschöpfende Erörterung schließlich auf die Frage
hinauslaufen würde, bis zu welchem Grade ein Richter seine Amts-
pflicht vernachlässigen darf, von unserer Betrachtung auschließen zu
müssen, da wir mit solchen imaginären Größen oder beer, irre-
gulären Factoren, hier nicht rechnen können.

Ein nicht minder wunderlicher Streit hat ich um die Com-
petenz der Kämpen, qui pro appellatione, qui contra, entponnen.
Die Einen führen die „berufenen Vertreter der Vertheidigung“,
welche in großer Ueberzahl für die Berufung einträten, ins Feld,
die Anderen die Richter, welche, mit der Handhabung der Beru-
fung befaßt, „eine weit bessere Kenntniß von den inneren Vorgängen“
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hätten, als die Vertheidiger und das Rechtsmittel darum verworfen
wien wollten; wieder Andere laen zu den Richtern die Pro-
fessoren stoßen, eine verbündete Macht, welche die Gegner nicht
anerkennen und zwingen wollen, als kampfunfähig von der Arena
abzutreten; noch Andere endlich wappnen den Verurtheilten,
damit auch er eine Lanze für die Berufung zerplittere. Wer aus
diesem Wettstreit als Sieger hervorzugehen verdient, wollen wir
hier unentschieden laen; es scheint indeß, als sprächen die an ein
wohlfundirtes Urtheil geknüpften Prämissen in Verbindung mit dem
von kathederfeindlicher Seite aufgestellten Sate: „die Wissenschaft ist
nicht die Abstraction aus theoretischen Sätzen, ondern die Abtraction
aus gemachten Erfahrungen“, dafür, daß eine richtige Combination
von theoretischen und praktischen Elementen, die man doch wohl in
den Professoren und Richtern (einschließlich der Vertheidiger) ver-
körpert erblicken darf, die goldene Mitteltraße halten würde.

X [I].

Dir Reproduction des Bewrismaterials.

Im Folgenden wollen wir nun unteruchen, ob ich noch
weitere Gründe gegen die Berufungsinstanz herausstellen werden.
Wir stoßen hierbei zunächt auf die vielfach ventilirte Frage, ob
eine wiederholte Beweisaufnahme derjenigen der entsprechen-
den erstinstanzlichen Verhandlung gleichwerthig it. Es ist dabei
zu unterscheiden zwischen einer gänzlichen und einer nur theil-
weisen Reproduction. Daß der letteren erhebliche Bedenken ent-
gegenstehen, haben wir zum Theil chon bei Beprechung der
Wiederaufnahme (Abschn. XI) gefunden. Dort handelte es ich
um einzelne Nova, die gegenüber dem bereits gewürdigten Beweis-
material ungerechtfertigtermaßen eine zu große Bedeutung ge-
winnen; hier sollen gewie Punkte, die ich in erster Instanz als
entscheidend erwiesen haben, in ein richtigeres und deutlicheres Licht
gesettt werden. Diee einzelnen Beweisstücke treten alo hier ebeno
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in den Vordergrund, so daß sich dadurch das Geammtbild des
Beweises nothwendiger Weise verchieben muß. Durch Iolirung
solcher aus dem Zuammenhang geriener Beweismomente wird
die Instruction des Oberrichters leicht einseitig und chief, sein
Urtheil kann daher dem erstinstanzlichen gegenüber durchaus keinen
Anspruch auf beere Motivirung erheben. Cs muß demnach ohne
Zweifel demjenigen Gericht, welchem das gesammte Beweis-
material zur gleichzeitigen Prüfung vorgelegen hat, der Vorzug ein-
geräumt werden. Damit erledigt sich auch der Cinwand, daß
der Appellationsrichter häufig ohne jede Reproduction, einzig und
allein schon durch das in den Acten niedergelegte Material in der
Lage sei, eine fehlerhafte Coneluion des erten Richters zu conta-
tiren, weil die Kritik eines Urtheils leichter ei, als die Contruc-
tion deselben.

Die erte Vorauseßzung für eine nochmalige Prüfung des
gesammten Beweismaterials it unzweifelhast die, daß der
zweite Richter, wenn nicht beer, o doch mindestens ebenso gut,
wie der erte, von der Sachlage unterrichtet werde. Dies läßt ich
nur dadurch erreichen, daß dem zweiten Richter das gesammte That-
sachenmaterial in derelben Vollständigkeit und Friche unmittelbar
vorgeführt wird, wie dem erten. Die gesammten Acten der ersten
Instanz müßten als nicht vorhanden angeehen werden, da ja die
Benutzung derelben für das Urtheil ein verchlechterndes Moment
wäre, kurz, der ganze Proceß hätte sich vor dem Appellationsrichter
~ als novum inudicium - genau so abzuspielen, wie in einer erten

Instanz. Dies it aber unmöglich. Zuvördert beruht schon die
Cognition des Oberrichters bezügl. der Entscheidung, ob eine Be-
weisaufnahme reproducirt werden solle oder nicht, auf den vorhan-
denen – mehr oder minder gut geführten ~ Acten, wodurch das

Princip der Mündlichkeit gegenüber der ersten mündlichen Verhand-
lung verlett it. Daelbe geschieht, wenn, wie häufig, der Ort der
That entfernt ist vom Site des Apellgerichtes; einzelne Beweisauf-
nahmen (Cinnahme des Augencheins, Vernehmung der Zengen ec.)
werden media requisitione vorgenommen werden müen; denn es
wohnt z. B. ein Zeuge in weiter Ferne, sein persönliches Ercheinen
würde (eventl. dem Verurtheilten!) zu große Koten verurachen.
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Oder, ein Beweisstück it vollkommen verloren gegangen, wie z. B.,
wenn ein Zeuge „unbekannt verzogen“ oder getorben it, wo dann
seine frühere Aussage verlesen werden muß u. s. w. — kurz, das

Verfahren kann sich zu einem überwiegend chriftlichen gestal-
ten. Aber auch abgeehen davon werden wir gleich ehen, daß eine
Reproduction in der erforderlichen Treue und Vollständigkeit eine
Illuion ist, weil sie der Natur der Dinge elbt widerpricht. Zu-
nächst muß anerkannt werden, daß, je näher eine Verhandlung der
That rückt, sie um so beere Grundlagen hat, da man in Straf-
sachen hauptsächlich auf den Zeugenbeweis, alo auf das Ge-
dächtniß des Menschen angewiesen it, dies aber zuverlässiger für
Thatsachen ist, die der That näher, als solche, die ihr ferner
liegen. Die erte unmittelbare Vernehmung der Auskunftsperonen
kann aber, der That möglichst nahe, kaum das erkennende, gechweige
denn das Appellations-Gericht, erreichen. Außerdem stehen aber
noch viele, weit erheblichere Schwierigkeiten entgegen.

(§s ist eine alte Erfahrung, daß, wenn Zwei daselbe thun,
das Resultat ihrer Thätigkeit nicht daelbe it; ebeno erzielt Einer
beide Male nicht daelbe Reultat, wenn er dieelbe Aufgabe zwei-
mal löt. Cine ähnliche Verschiedenheit zeigt ich auch in der erten
Beweisaufnahme und deren Reproduction. Das zweite Verfahren
wird an Friche und Wirksamkeit nie mit dem erten coneurriren
können. Es ist chon daran erinnert worden, daß einzelne Beweis-
mittel ganz oder theilweie verloren gehen, daß Zeugen durch die
Länge der Zeit in ihrer (Frinnerung schwankend werden können,
daß sie Dies oder Jenes vergeen haben, verwechseln u. s. w., kurz,
daß ihre pätere Vernehmung nothgedrungen weniger Anpruch auf
Zuverlässigkeit machen kann, als die frühere. Esliegt hierüber
folgender klasicher Ausspruch!) vor:

„Ich halte es für unmöglich, daß der nämliche Zeuge von
dem nämlichen Vorfall, den er mit aller vorätlichen Auf-
merksamkeit beobachtete, zu verschiedenen Zeiten die nämliche
Aussage machen könnte. Denn die Erinnerung des Menchen
von der nämlichen Sache it zu verchiedenen Zeiten ver-

1) Leing, Erziehung des Menchengeschlechts.
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schieden. Er müßte denn seine Aussage auswendig gelernt
haben. Aber alsdann sagt er nicht, wie er ich der Sache
jet erinnert, sondern wie er ich derelben zu der Zeit, als
er seine Aussage auswendig lernte, erinnerte."
Dem gegenüber hat man auf die „pychologiche Thatache“

verwiesen, daß für jedes Gedächtniß Anhaltspunkte und Verdeut-
lichungen gegeben werden müßten, durch welche es gestärkt die
Vorstellungen und Eindrücke, die es zuert empfing, nen erweckt,
wieder erkennen lae. Eine solche Auffrischung des Gedächtnisses
von Außen her hat aber auch ihre bedenkliche Seite: ie räumt
dem Auctor derelben einen entschiedenen Einfluß ein. Man ver-
gegenwärtige ich nur einmal ein Zeugenverhör: ein den unteren
Volkschichten Angehöriger, der von dem fraglichen Vorgange so
zu sagen nur noch eine „blae Ahnung" hat, wird vom besser
unterrichteten Inquirenten an dies oder jenes äußere Merkmal
erinnert, seine Erinnerung wird nen geweckt, sie lebt auf, der Vor-
gang steht wieder deutlich vor seinen Augen. Aber, wie ganz
anders wird er ich oft getaltet haben! Die fremden Wahr-
nehmungen sind der Situation o angepaßt, sie entprechen o sehr
den verwandten eigenen, daß er sie unbewußt mit den seinigen
vermischt: er bekennt, in der That das Alles beobachtet zu haben,
was man ihm zum Theil ~ in den Mund gelegt hat.

Nehmen wir aber den Fall an, daß auch in dieer Hinsicht
eine vollständige Reconstruction des Verfahrens der erten Instanz
ausführbar wäre, o würde die Reproduction doch niemals daelbe
bieten, wie die Originalverhandlung; Die Beweismittel er-
geben beim nochmaligen Gebrauch ein verändertes
Reultat.
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RV.

Die Bewrismittel insbeondere.

In der wiederholten Beweisaufnahme tritt ein neuer Richter
auf. Derselbe wird selten die ubjective Auffaungsweise mit dem
ersten Richter gemein haben; abgesehen davon wird erals gewissen-
hafter Mann oft eine ängtliche Verlegenheit verpüren, weil er,
der minder Informirte, vom Geet betellt it, den beer Infor-
mirten zu corrigiren und zwar auf Grund eines Bildes, das er,
wie er sich agen muß, in einigermaßen verwichten Zügen erhält.
Abstrahiren wir auch von dieem Cinfluß, o hat er doch mit ganz
anderen, ihm oft unbekannten Factoren zu rechnen, welche ein ganz
anderes Ergebniß der Beweisaufnahme zu Stande bringen können.
Man erinnere sich, wie ganz nebensächliche Umstände, z. B. die
Haltung des Angeklagten, die größere oder geringere Sicherheit
eines Zeugen rc. + leider häufig ~ schwer ins Gewicht fallen;

solche Momente haben nun vielleicht direct oder indirect Aufnahme
im Protocoll gefunden, vielleicht auch nicht; der zweite Richter
kennt sie demnach, oder er kennt sie nicht, ~ in keinem Falle wird

er auch nur annähernd so gut mit ihnen rechnen können, wie der
erste Richter. Denn, was z. B. den Angeklagten anbetrifft, so
ist es fraglich, ob er jet noch derelbe it. Früher war er, wenn
er ich unschuldig fühlte, vielleicht gebeugt von der Wucht der gegen
ihn gechleuderten Antlage, oder im höchsten Grade alterirt durch
die Schwere des Belatungsmaterials und geängstigt durch das
Schreckgespenst der ihm drohenden Strafe; jett it er zuverlässiger
geworden: die Hoffnung, daß die Sonne seine Unschuld an den
Tag bringen werde, richtet ihn wieder empor. Was aber bürgt da-
für, daß ihm nunmehr seine damalige Niedergechlagenheit, die der
erste Richter als Symptom der Unchuld ins Gewicht fallen ließ,
jet als Kennzeichen des Schuldbewußtseins, seine jeßige Zuversicht-
lichkeit hingegen als dreiste Heuchelei ausgelegt werde? Der ich
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schuldig Fühlende andrerseits, wenn ernicht als gewohnheitsmäßiger
Verbrecher überhaupt bei allen Verhandlungen eine stoiche Ruhe
zur Schau trägt, kennt nunmehr den ganzen Apparat der Verhand-
lung, sein Auftreten dem Gerichtshof, den Zengen t. gegenüber
hat an Sicherheit gewonnen, ihn kann Nichts mehrüberrachen, er
hat auf jede Frage, auf jeden Vorhalt eine wohl präparirte Ant-
wort in Bereitchaft, kurz, auch er it ein ganz Anderer geworden:
er hat sich – im Sinne des Appellrichters vielleicht zu einem Vor-
theil ~ geändert.

Am (EMmpfindlichten aber macht sich diee allgemein veränderte
Lage der Dinge an den Zeug en au sa g e n bemerklich. Es ist

bekannt, daß die Zengen zur überwiegenden Mehrzahl nicht gerade
der gebildeteren Gesellchaftsklae angehören; meit nur mit einem
einfach geunden Menchenvertand ausgerütet, behalten ie wohl,
was ihnen Außerordentliches widerfahren it, ~ aber nur so lange,
als das Bild ungetrübt vor ihrem geitigen Auge chwebt. Aus
diesem Grunde weichen ie, wie die Erfahrung lehrt, selten in den
Stadien der Vorunteruchung von ihrer erten Aussage abz allein
schon in der mündlichen Hauptverhandlung zeigen ich hier und
dort kleinere Aenderungen und Ergänzungen rep. Lücken, die aus
der Länge der inzwichen verfloenen Zeit, mit dem tereotypen
Zusatz entchuldigt zu werden pflegen: „vor dem Unteruchungsrichter
habe ich es ganz genau gewußt, meine damalige Aussage it daher
die richtigere". Die Divergenzen in den einzelnen Ausagen werden
um so auffallender, je mehr Zeugen sich einander gegenüberstehen,
je verschiedener ihre Erinnerungskraft it. In der zweiten Instanz
tritt dieser Contrat ert recht grell zu Tage. Die Zeugen haben
während der erten Verhandlung Kenntniß erhalten von dem vor-
liegenden Beweismaterial, ie haben die Aussagen der übrigen
Zeugen ~+ entweder aus der unmittelbaren Vernehmung oder aus

den Plaidoyers des Staatsanwalts und der Vertheidiger ~ gehört,

ie mit einander verglichen, ich vielleicht gar aus purer Gewissen-
haftigkeit gegenseitig darüber ausgesprochen, wobei natürlich, wie
bei der Abhörung elbt, der elbtbewußt und icher Auftretende
immer den Aengstlichen und Unsicheren beeinfluen wird. Jett,
wo man sie in der Appellationsintanz nochmals abhört, werden
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ihre Aussagen fat regelmäßig anders ausfallen, als die früheren:
ie confundiren ihre eigenen Anschauungen mit denen Anderer,
modificiren und corrigiren ie nach jenen, eventl. auch nach den
anderen Resultaten der Beweisaufnahme.

Die Existenz aller dieser Mängel der Berufungsintanz haben
einige ihrer Anhänger nicht weggeleugnet, ie verlangten daher eine
nur theilweise Reproduction, deren Unzulänglichkeit wir bereits

constatirt haben.
Das Resultat unserer Unteruchung läßt ich alo in folgenden

Satz zusammenfassen: Der erste Richter, mit beeren Hilfsmitteln
für Erforchung der Wahrheit ausgerütet und pychologich mehr
geeignet, aus dem Beweismaterial das relativ Richtige heraus-
zufinden, hat einen Spruch gefällt, den nun ein zweiter, minder
informirter Richter, dem die Handhabe einer gleich guten Prüfung
fehlt, und dem das Material nicht in dem Maße, wie jenem, in
lebenswarmer Darstellung vorgeführt wird, revidiren und, je nach Be-
finden, billigen oder reformiren doll. Ein bestätigtes Urtheil genieße
größeres Vertrauen, agt man;, das Vertrauen in die Rechtspflege
werde durch Beibehaltung der zweiten Instanz gefördert werden.
Das mag sein, ~ aber, wie teht es dann mit den Reformatorien?

Müßte nicht noch eine dritt e Intanz etablirt werden, welche
definitiv darüber zu befinden hat, ob das erte oder das zweite
Urtheil das gerechtere it? Man denke nur an den Fall, daß ein
Angeklagter in erster Intanz einstimmig freigeprochen, in zweiter
Instanz mit einfacher Majorität verurtheilt worden it! Sollte ein
olches Urtheil ein definitives bleiben dürfen? Wir möchten hier an
einen Ausspruch des Abg. Dr. Lasker erinnern, welcher bei der
ersten Berathung des Gesetentwurfes !) Folgendes sagte:

„ Die Majestät des Rechts sehe ich heruntergezogen,
wenn ein in erter Instanz Freigeprochener nochmals vor
den Richter geschleppt wird, obchon eine Mehrzahl von
Richtern bereits ausgeprochen hat, daß sie die That nicht
für strafbar erkennen. Ich halte es für eine Entwürdigung
des Rechtsverfahrens und für abolut unzulässig, daß der

1) 18. Plenarißzung vom 26. November 1874, stenogr. Ber. S. 343.
(;
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Privatmann, der Laie, der Bauer von seinem strafbaren
Unrecht belehrt werde, daß die Handlung, welche der erte
Richter als nicht strafbar erkannt habe, juristich beer er-
wogen, doch strafbar sei."

ICV.

Der Antrag des Abgeordneten Munrctkel.

Aller der im Vortehenden beleuchteten Bedenken ungeachtet,
verlangt man neuerdings wieder nach einer zweiten Instanz, welche,
da nichts Anderes beantragt wird, ich der Appellationsinstanz des
preußischen Verfahrens, wie sie durch die St.-P.-O. in verbesserter
Construction an uns gekommen ist, gleich tellen würde. Man ver-

gißt aber, daß auch gegen diese Berufungsinstanz seither berechtigte
Klagen geführt worden sind, die fat ausschließlich das Proceßver-
fahren betreffen. So it z. B., was hier nochmals hervorgehoben
zu werden verdient, eine volle Reproduction der früheren Beweis-
aufnahme nicht vorgechrieben, vielmehr erfolgt eine solche nur in-
soweit, als ie von den Parteien beantragt bezügl. vom Gericht an-
geordnet wird; daneben it die Verleung früherer Zengenausagen

in ausgedehntem Maße zulässig,&amp;Bestimmungen,welchezuvielenControversen Anlaß gegeben und zueiner ziemlich willkürlichen Ge-
staltung des Proceßverfahrens an den einzelnen Gerichten geführt
haben. ")

Auch der Antrag des Abg. Munckel läßt diese Gebrechen
ganz außer Acht, die §$§ 244, 365 und 366 der St.-P.-O. intact
bestehen: die Entscheidung über Zulässigkeit einer Reproduction der
Beweisaufnahme und deren Umfang erfolgt alo auch hier auf Grund
der Acten, ebeno werden die Urtheiler durch einen Excerpt aus den

1) Rechtsmittel gegen diesbezügliche Entscheidungen des Gerichts
sind unstatthaft.
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Acten, ein Referat, intruirt, welches, wenn eine Reproduction nicht
zugelassen oder ergebnißlos war, die einzige Grundlage des Urtheils
und der Strafabmeung bildet, auch hier können endlich Schriftstücke
und Protocolle über Zeugenaussagen verlesen werden. 'D er v o r-

genannte Antrag intendirt demnach eine Confu-
sion ich widertreitender Systeme, seine (wohl
nicht beabsichtigte) Conse qu enz wird die sein, ein vor-
wiegend schriftliches Verfahren zweiter Inftanz
auf ein mündliches der erten auf zus et en.

(Es ist nun betont worden: „Der Antrag Muntctkel it
ein Veruch, die Nebermacht der Staatsanwalt-
chaft, deren Wirkung sich in den fat täglich ge-
meldeten Verurtheitungen Unc&lt;uldiger am
Klarten widerpiegelt, zu brech en. ‘“ Dieen Veruch
will man in den Vorschriften der §§ 338, 354 und 368 des ge-

nannten Antrags erblicken, nach welchen der Staatsanwaltchaft die
Berufung zu Ungunten des Angeklagten nicht zutehen soll, wenn
es ich um ein landgerichtliches Urtheil erter Instanz handelt, das
eine der in den Abschnitten 1 bis einschließlich 6. in Abschnitt 14
Theil II oder in den g§ 123 bis 135, 166 und 167 des St.-G.-B. ?)

2) Die angeführten Stellen des St.-G.-B. enthalten Strafthaten,
bei deren Verfolgung man = mit theilweier Ausnahme des Abschnittes
14 des II. Theils (Beleidigung) ~~ in der Stellung der Staatsanwalt-
schaft eine Quasiparteirolle erblicken zu können glaubt, nämlich: Hoch-
und Landesverrath (Theil II, Abschnitt 1), Beleidigung des Landesherrn
(Abschn. 2), Beleidigung von Bundesfürsten (Abchn. 3), feindliche Hand-
lungen gegen befreundete Staaten (Abschn. 4), Verbrechen und Vergehen
in Beziehung auf die Ausübung staatsbürgerlicher Rechte (Abschn. 5),
Widerstand gegen die Staatsgewalt (Abschn. 6), einfacher und schwerer
Hausfriedensbruch (88 123 und 124), Landfriedensbruch (§ 125), Störung
des öffentlichen Friedens durch Androhung eines gemeingefährlichen Ver-
brechens (§ 126), Bildung oder Befehligung bewaffneter Haufen und An-
schluß an solche (§ 127), Theilnahme an unerlaubten Verbindungen (§§ 198
und 129), Anreizung zum Klassenhaß (§8 180), Kanzelmißbrauch (§ 180a),
Herabwürdigung von Staatseinrichtungen c. (§8 181), Amtsanmaßung
(8 182), Vergehen an Acten, öffentlichen Bekanntmachungen, Hoheitszeichen
c. (§§ 188 bis 135’, Gotteslästerung, Beschimpfung kirchlicher Einrich-
tungen 2c. (§ 166) und Störung des Gottesdientes, Hinderung an der
Ausübung desselben tc. (§ 167).
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vorgesehenen Strafthaten, oder im Falle des § 139 die Kenntniß
von dem Vorhaben eines Hoch- oder Landesverraths zum Gegen-
stand hat; nach welchen ferner in ontigen Fällen die z um Nach-
theil des Angeklagten eingelegte Berufung gegen ein
landgerichtliches Urtheil nur d ur&lt;h Anführung neuer
Thatachen od er Beweismittel gerechtfertigt werden,
deren Erheblichkeit aber in allen Fällen Zurü t-
verweifung der Sache an das Gericht erter In-
sta n z zur Folge haben soll. Gegen das Urtheil desselben soll
dann ein Rechtsmittel zu Ungunsten des Angeklagten nicht mehr
zuläsig sein.

Welchen Cinfluß die „Uebermacht der Staatsanwaltchaft“
auf das Urtheil unabhängiger und pflichtgetrener Richter ausüben
oll, it nicht abzuehen; man cheint auch jett noch die Staats-
anwaltchaft von jenem Standpunkt aus zu benurtheilen, der in

von Holtzendorffs „Handbuch des deutchen Strafprocees“ so
treffend getennzeichnet wird. Esheißt dort (Bd. II, S. 20 und 21):
„Es scheint dabei von dem Gesichtspunkte ausgegangen worden zu
sein, als ob der Staatsanwalt, wie der Kläger im Civilprocesse,
aller und jeder Objectivität entbehrend, eine höcht eigene Sache
bei Erhebung der Anklage verfolge, bei der er jedes Mittel, wie
Neberrachungen zu benuhten stets bereit it, wo möglich auch
schiefer Dartellungen und Actenwidrigkeiten, gleich einem gewissen-
loen Advocaten sich schuldig macht.“

Man venrgißt aber ferner auch, daß gerade der Einwand, der
Staatsanwalt gewinne beim Wegfall der Berufung in Folge einer
beeren „Präparation“ zu großen Einfluß auf das Verfahren,
beonders auf die Beweisaufnahme, es gewesen it, welcher dazu
geführt hat, die Befugnisse der Staatsanwaltchaft + auch die ihr
im Interee des Angeklagten zugetheilten ~ in bedenklichem Maße
zu bechränken. Man muß nach beiden Seiten hin gerecht sein:
gewiß it dem „armen Beschuldigten“ jeder nur mögliche Schutz zu
gewähren, aber ~ die Intereen der öffentlichen Ordnung, des

„armen Verletten“ verdienen dabei doch auch Berücksichtigung!
Man pricht häufig von einer „Gleichstellung der Parteirollen

im Strafproceß", von einem „Dogma der Waffengleichheit" t., –
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wir sehen im Staatsanwalt nur den Vertreter des criminalpolitichen
Interees des Staates, der also einer ihm geetlich angewiesenen
Stellung nach nicht allein den Schuldigen zu verfolgen, sondern
auch den Unschuldigen zu chützen hat: sein Recht und eine Pflicht
gebieten ihm, den Belatungs-Momenten zu Ungunten, 'ebenso, wie
den Entlatungs-Momenten zu Gunsten des Angeklagten in gleicher
Objectivität Geltung zu verschaffen. Es mag ja vorkommen, daß
ein Staatsanwalt einmal den erteren mehr Aufmerksamkeit zu-
wendet als den letteren, daß er übereilt, fahrlässig vorgeht, daß
er besonders, wenn die Strafkammer seinem Antrag auf Eröffnung
der Hauptverhandlung nicht tattgegeben hat, nunmehr an der
Hand jener Entcheidungsgründe, nach der darin angedeuteten
Richtung hin, fat ausschließlich das Belatungsmaterial wird zu
ergänzen trachten, daß er zuweilen auch einmal aus „Rechthaberei“,
wie man sich ausgedrückt hat, appelliren wird; aber das sind doch
immer nur einzelne Ausnahmefälle, die bei Gestaltung ganzer
Institutionen auf Berücksichtigung keinen Anspruch haben, oder,
wenn doch, o muß man auch der anderen Seite Rechnung tragen,
auf welcher z. B. frivole Appellationen auch beobachtet werden.

Die Stellung der Staatsanwaltchaft gegenüber der Berufung
aber nimmt eine andere Gestalt an, wenn wir auf die hitoriche

Entwickelung des Rechtsmittels, als der ulterior dekensio, zurück-
gehen. Die Appellation ist, o lange der chriftliche Inquisitions-
proceß in Deutschland betand, tets als ein Beneficium des An-
gektlagten betrachtet worden. Man nahm mit Recht an, daß der
Angeklagte, der von einem Gericht freigeprochen war, auch der
Gesellschaft gegenüber gereinigt datehen müe. (Das Rechtsmittel
der Aggravation war von ehr untergeordneter Bedeutung.) Diesen
Gesichtspunkt ließ man ert fallen, als das Antlageprincip in den
Strafproceß Eingang fand. In der erten Leung der Jutizcom-
mission wurde beschloen, die Berufung gegen die Urtheile der
Schöffengerichte und der Strafkammern nur dem Angeklagten ein-
zuräumen (Entwurf sg a und þ des III. Abchn.), weil man ich
überzeugte, daß die Gründe, welche die Berufung für den Ange-
klagten bedingen, bei der Staatsanwaltschaft nicht, oder nur in ge-
ringem Maße zutreffend seien: ie hat die Jnitiative, ie bereitet die
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Anklage vor mit allen ihr zu Gebote tehenden Mitteln, sie kann
jederzeit Ausseßung beantragen, sie hat den Zeitpunkt der Haupt-
verhandlung in ihrer Macht, ie steht endlich dem Angeklagten im
entscheidenden Termine weit überlegen gegenüber.

Dies Sytem ließ man in zweiter Leung fallen, indem man
der Staatsanwaltchaft das Rechtsmittel in Schöffengerichtsachen
einräumte. Hier ercheint eine solche Concession auch minder be-
denklich, da es sich einerseits um geringfügige Sachen, andererseits
um ein Urtheil handelt, welches von einem weniger gut besetten
Gericht gefällt wird. Für landgerichtliche Sachen aber die Beru-
fung in ihrem vollen Umfange wieder einzuführen, wäre eine chwere
Schädigung der Intereen des Angeklagten. Dieser Erktenntniß
haben ich denn die Vertheidiger der Berufung nicht ganz verchließen
können: ie wollen die Berufung des Staatsanwalts nicht „mit in
den Kauf nehmen“, sondern dieselbe, wenn nicht gänzlich ausschließen,
so doch erheblich bechräuken. Es bleibt aber dennoch der staats-
anwaltlichen Berufung ein ziemlich ausgedehntes Gebiet offen. An-
derereits will man auch die als theilweien Eraß für den Weg-
fall der zweiten Instanz der Staatsanwaltchaft auferlegten
Bechränkungen beibehalten, ohne daran zu denken, daß chon
jett ein großer Procentat von Strafsachen über das Stadium des
Scrutinialverfahrens nicht hinauskommt, weil der „arme Bechul-
digte" wegen der fürsorglich getroffenen Schutmaßregeln vom Staats-
anwalt nicht „gefaßt“ werden kann, – Garantieen, die der

chutloe Verletßte verwüncht!
Man verspricht ich von dem ~ sonst vorzüglich angelegten –~

Antrag des Abg. Munckel, daß der Angeklagte durch die be-
chränkte Berufung in keiner Weie gefährdet werde. Die Erfah-
rung würde bald betätigen, daß diese Hoffnung, von allem An-
deren abgesehen, eine trügeriche it, wenn der fragliche Antrag über-
haupt zur Annahme käme, – das liegt aber außer dem Bereich
der Wahrcheinlichkeit.
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XRVI.

S 1hl u ß.

Während der Reichstags-Debatten über die Berufungsfrage
fiel einmal das Wort:!) „die Surrogate für die Berufung seien
illuorich, mit ihnen das im Volke lebende Bewußtsein der Noth-
wendigkeit einer zweiten Instanz zu verleßen, müe man für äußert
mißlich und bedenklich halten." Wir hatten an derRichtigkeit dieses
Satzes keine Minute gezweifelt, wie wir auch jett noch von der
Ueberzeugung durchdrungen sind, daß eine Abtimmung im deutschen
Volke eine überwiegende Majorität zu Gunsten der Berufung
ergeben würde. Allein, wie sehr auch die Vertheidigung der
verfolgten Unschuld geeignet it, den Glorienchein der Popu-
larität zu verleihen, ~+ so sehr führt auch der Weg, den die Ge-
schichte, die Wienschaft, die Praxis vorgezeichnet haben, von diesem
sonst begehrenswerthen ziele ab: das Reultat, welches wir im Ver-
laufe unserer Abhandlung gefunden, it ein der Berufungnicht gün-
stiges. Wir haben gesehen, daß die für ihre Beibehaltung ange-
führten Gründe zum Theil in etwas zu lebhaftem Colorit darge-
stellt, zum Theil auch aus nicht recht paenden Prämissen heran-
gezogen worden sind. Die Bechwerden, mit denen man jetzt
die Wiedereinführung zu rechtfertigen ucht, richten ich,
wie auch von anderer Seite?) nachgewieen, theils gegen
die Proceßordnung, theils gegen die Handhabung der-
elben. Dies geht auch, um noch ein Uebriges zu contatiren,
daraus hervor, daß man gegen chwurgerichtliche Urtheile eine
Berufung nie verlangt hat und auch jett nicht fordert: hier it eben

1) Abg. Windhort: Zweite Berathung im Plenum, stenogr. Be-
richt S. 552.

?) von Schwarze, die Berufung im Strafverfahren tc., S. 4, 18
und folg.
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für ein erchöpfendes Vorverfahren gesorgt, die Vorunteruchung,
die Vertheidigung sind obligatorisch, die Prüfung der Schuldfrage
unterliegt dem freien Ermeen der Gechworenen. In landge-
richtlichen und chöffengerichtlichen Strafsachen sind die Ga-
rantieen des Verfahrens ~ entprechend der Schwere der in Frage
kommenden Reate ~ geringere, die Conequenz erheicht somit, daß
auch für ie eine Berufungsinstanz nicht zuzulasen it, was sich aber
bezüglich der leßteren, wie gezeigt worden, aus Rücksicht auf Be-
seßung, Competenz und Zwittergetalt der Schöffengerichte nicht
empfehlen würde. Nun werden aber troßdhem ~ wie wir zuge-

standen haben ~ berechtigte Klagen gegen das landgerichtliche Ver-
fahren laut; es muß alo hierin Remedur geschaffen werden. Nur
darf man nicht Abhilfe uchen in der Schöpfung einer neuen In-
stanz, welche das Verfahren nicht allein in ein Doppelverfahren
zerreißt, sondern auch eine ungerechtfertigte Belatung der Gerichte,
der Zeugen rc. involvirt, ohne darum auf größere Verläßlichkeit
Anspruch machen zu können, sondern man muß die fehler- oder
mangelhaften Institutionen des erstintanzlichen Verfahrens zu cor-
rigiren rep. zu ergänzen trachten. Auf dergleichen wünchenswerthe
(Forrecturen und Ergänzungen ind wir bereits mehrfach getoßen.

Wir fanden, daß es empfehlenswerth sei:
1) das Verfahren im Ganzen vorsichtiger zu gestalten,

wozu eine Vermehrung des Richterperonals unabweislich
geboten ercheint. Hierher gehören insbesondere diejenigen Maß-
regeln, welche die Ueberlatung der Gerichte und die damit ver-
bundene Uebereilung der Verhandlungen (Verflachung der Beweis-
würdigung, mangelhafte Redaction der Verhandlungsprotocolle r.,
Flüchtigkeitbei Vornahme von Vernehmungen und Recognitionentc.)
verhüten sollen;

2) die Grenzen der nothwendigen Vertheidigung zu
erweitern und der Vertheidigung längere Friten ein-

zuräumen;
3) die zweimalige Vereidigung der Zeugen thunlicht

zu vermeiden, den promisorichen Cid abzuchaffen oder
doch zu bechränken, überhaupt den Act der Vereidigung förm-
licher zu getalten;
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4) die Vorchriften der F§ 199 und 264 mehr zur Gel-
iung zu bringen eventl. unter Berücksichtigung der von uns auf
Seite 51 unten und Seite 52 angedeuteten Vorschläge.

Cs sei uns gestattet, diese Punkte noch in den folgenden
Nummern zu ergänzen:

5) Abschaffung oder thunlichte Beschränkung der ,polizei-
lichen Vernehmung “. Das Vorverfahren zerfällt bekanntlich in
Vorermittelungen (gerichtspolizeilicheVorerhebungen, Serutinial-
verfahren) und Vorunteruchung. Das Essentiale des Scrutinial-
verfahrens ?) beteht in der Vernehmung des Beschuldigten und der
Zeugen. Diese nimmt in der Regel ein Subalternbeamter der
Polizei (Wachtmeister), alo kein Protocollführer in unserem Sinne
vor. Das Polizeibureau, in welchem diese Vernehmung tattfindet,
it ein üffentliches Local; Beucher und Polizeibeamte, die mit dem
Beschuldigten oder dem Zengen vielleicht in ein und demselben
Haue wohnen te. finden Gelegenheit, den Inhalt des Protocolls
ganz oder theilweie kennen zu lernen &amp;. Wir haben ferner ge-
ehen, welche Nebelstände bei Zeugenvernehmungen zu Tage treten,
und welche Bedeutung gerade der der That auf dem Fuße
folgenden Vernehmung beizulegen it. Dieen Umständen wird hier
nicht im Geringsten Rechnung getragen: die Aussagen werden ein-
seitig im Polizeibureau protocollirt von einem Fremden, einen
Laien, der den thatächlichen Vorgang nicht kennt, sondern nur
einem gesunden Menchenvertand oder doch einem logischen Ge-
dankengange folgt. Der Richter empfängt so das gzeugniß nicht
mehr frich und ungetrübt: das polizeiliche Protocoll hat den
Worten und Erinnerungen schon eine gewie Construction ©) auf-

s) Das Institut der „gerichtlichen Polizei“ ist dem Code
d’instruction criminelle entnommen, es bestand zunächt im Geltungs-
gebiet des franzöichen Rechts und in Braunschweig.

1) Der Curioität wegen wollen wir auf polizeiliche Protocolle ver-
weisen, nach deren Vorbild die Auslassung eines dem ungebildeten Volte
angehörigen Beschuldigten beispielsweise lauten würde: „Beschuldigter er-
Ilärte: ich habe allerdings die Sache des X. in der Absicht, dieselbe mir
rechtswidrig zuzueignen, weggenommen, nachdem ich mittelst Einsteigens
in den umchlosenen Hofraum mir Eingang verschafft hatte c.“ In ähn-
licher Weise werden auch zuweilen die Protocolle über Zeugenvernehmungen
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gedrückt, der Beschuldigte hat vielleicht Winke ~ von irgend welcher
Seite ~ erhalten, die Zeugen haben sich und ihre Aussagen kennen
gelernt u. s. w. Alles dies kann vermieden werden, wodurch zugleich
die Zeugnißpflicht in mancher Hinsicht erleichtert würde. Auch
hierin würde eine strenge Trennung der Jutiz von der Verwaltung
nicht von Nachtheil sein; denn die Polizei hat in der Ernittelung
der Thatsachen rt. ein weites Gebiet für ihre eigente Thätigkeit,
man braucht ihr nicht noch richterliche Functionen aufzubürden.

6) Oefterer Wechel in dem die Strafkammer?) bil-
denden Richtercollegium. Es ist chon vielfach darauf hin-
gewiesen worden, daß die Stabilität des Gerichts, namentlich
des Voritßes, zu höcht bedenklichen Unzuträglichkeiten führt.
Das gewohnheitsmäßige Zuammenarbeiten derelben Personen muß
nothgedrungen zu einer chablonenmäßigen Gleichförmigteit führen;
es bildet sich unter den fünf Richtern ein nicht legaliirtes, aber
de facto vorhandenes Sytem der Beweistheorie aus, einzelne
Mitglieder, insbesondere der Vorsitzende, gewinnen durch größere
Aufmerksamkeit, Intelligenz, Befähigung tc. eine gewisse Superiorität
über ihre Collegen; dazu kommt die allmähliche Abtumpfung der
ich täglich ausschließlich mit Criminalsachen bechäftigenden Richter,
sie gewöhnen sich mit der Zeit an das Strafen und behandeln die
einzelnen Sachen schließlich – ohne daß sie es wien ~ rein ge-

chäftsmäßig.
Im Anschluß hieran bleibt uns noch zu erwähnen, daß Viele

durch die Einführung des Laienelementes in die Rechtprechung
dem unter Nr. 6 angeführten Uebeltande abhelfen zu können glauben,
wie sie in einer solchen gleichzeitig auch einen genügenden CErat
für den Wegfall der Berufung erblicken wollen, ~ ein Umftand,
der die Vermuthung nahe legt, man werde bei einer Reviion der

abgefaßt Es ist ja durchaus nicht zu mißbilligen, wenn ein Wächter der
öffentlichen Ordnung sich mit dem Gesetzestert bekannt zu machen ver-
sucht, der Sache wäre aber mehr gedient, wenn er die Erklärung des
Beschuldigten, die Wissenchaft des Zeugen niederschriebe, nicht seine eigene!

s) Die Strafkammer (fünf Richter mit Einschluß des Vorsitzenden)
it mindestens auf ein Jahr, thatächlich aber auf mehrere Jahre in der-
selben Zuammensetzung gebildet.
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Strafproceßordnung, zu welcher der Antrag Munckel führen dürfte,
das „große Schöffen-Gericht“ wieder ins Auge faen, welches
früher gefallen it, weil, wie man damals sagte, „die Regierungen
daelbe nur in der Morgenröthe der Zukunft erblicken, für die
Gegenwart dagegen bei dem fortwährenden Kampfe mit taats-
feindlichen (Elementen dem Laienelement nicht trauen könnten."

Dies und manches Andere liegt in der dunklen Zukunft. Bei
der Berathung des Entwurfs hat man ich keineswegs darüber
getäuscht, daß man in der St.-P.-O. ein Meisterwerk, ein definitives
Werk nicht chasfe: „im großen, deutchen Reich", fagte damals der
Abg. Dr. von Schwarze, „wo wir auf Grund bereits vorhandener
Gerichtseinrichtungen, gegenüber bereits gegebener Erfahrungen
etwas Allgemeines schaffen wollen und ollen, ind wir kaum in der
Lage gewesen, etwas Befriedigendes herzutellen, weil wir überall
auf vorhandene Verhältnie Rückicht nehmen mußten." In der
Strafproceßordnung aber it eine gemeinchatliche Bais gechaffen
worden, auf (Grund deren man jeht wohl zur Genüge allgemein
giltige Erfahrungen wird geammelt haben: für eine Reform der
Strafproceßordnung auf Grund einheitlicher, deutcher
Praxis cheint der rechte Zeitpunkt nahe bevorzutehen. Die
Berufungsfrage kann ~ iolirt + nicht gelöt werden, sie

it für die ganze Strafproceßorduung eine Cardinalfrage und durch-
zieht dieselbe, wie ein rother Faden. Es it daher zu wünchen,
daß, daberechtigte Klagen sie einmal wieder zur Tagesfrage gemacht
haben, sie nicht allein zum Gegenstande einer gefetgeberichen
Verhandlung gemacht, sondern eine Reviion der geammten
Strafproceßordnung vorgenommen werde. Und wenn dies
geschehen ist, gründlich, sachlich, sine ira et studio, so teht zu
hoffen, daß das der gemeinamen Arbeit der vom Volte
aus allen deutchen Landen entsandten Vertreter ent-
sproene Werk der Geeß gebung Deutchlands zur Ehre
gereichen wird, eine Zierde der deutchen Nation!

vp ji
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